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IV. Ergebnis 

Die statistische Beteiligung von Ausländern an Ordnungswidrigkeitenverfahren einerseits 
bzw. Unfällen beim Transport gefährlicher Güter auf der Straße andererseits läßt die Aus
sage zu, daß ausländische Gefahrgut-Lkw eine im wesentlichen vergleichbare Sicherheit 
aufweisen wie deutsche Gefahrgut-Lkwj 4) Ausnahmen bestätigen die Regel. Wenn dem so 
ist, dann haben wir in der Bundesrepublik Deutschland das legislative Optimum überschrit. 
teo. Mit anderen Worten: Weniger wäre gleichviel. 

Abbildung 6: Wassergefährdende StOffe-Straße-Beteiligung von Ausländern 
an Unfällen (1990) 

Tankfahrzeug Stückgutfahrzeug 

Deutsche Kfz: 132 (= 92 %) 54 (= 79%) 

Ausländische Kfz: 12(= 8%) 14 (= 21%) 

144(= 100%) 68(= 100%) 

Quelle: UBA, Berlin 

Abbildung 1: Entzündbare F1üssigkeiten-Straße-Aufkommen (Mio t) und Unfälle 
BRD (1987), Frankreich (1987), Italien (1986) 

BRD Frankreich Italien 

Aufkommen 135 64 66 

Unfälle 95 23 24 

Quelle: FacchinilBrockhoff 

Abstract 

Transporting dangerous goods by road is being given critic.d attention due [0 numerous accidentS. In particular foreign 
d~gerou5 goods HGV in border-crossing ~d cabouge traffic come into the firing line through - horror reportS". Implica
tions have been made that not only the vehides but also the arivers have 10wtT st~dards in comparison tO German vehides 
and drivers. An euct analysis about foreigners involved in traffic offence cases ;lS weil as in accidems when transporting 
d~gerous goods has shown, however, that this hypothesis cannot be maintained. 

4) Gleiches Ergebnis Baum H. et aL, a.a.O., S. 167. 
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Vernachlässigung der Bahn bei Infrastruktur-Investitionen? r k.:::' v 
VON THOMA5 5ELZ, FREIBURG I. BR. 

1. Verkehrsemwicklung und Infrastruktur 

10 I/e C 

S 

Die Entwicklung des Personenverkehrs war in der Zeit vom Zweiten Weltkrieg bis heute 
durch eine stürmische Zunahme des Verkehrsaufkommens und der Verkehrsleistung ge
kennzeichnet. Allein im Zeitraum 1961 bis 1991 wuchs die Zahl der Personenfahrten auf 
dem Gebiet der alten Bundesländer um 75% von 24,0 Mrd auf 42,0 Mrd Personenfahrten 
pro Jahr. Die Leistung stieg im gleichen Zeitraum um 165% von 277,3 Mrd Pkm auf 735,3 
Mrd Pkm. Von diesem Wachstum profitierte in erster Linie der Individualverkehr, dessen 
Aufkommen in der Zeit 1961 - 1991 um 111 % von 16,2 auf 34,2 Mio Personenfahrten an
stieg. Bei der Leistung waren es 228%. Die Eisenbahn erlebte dagegen einen leichten Rück
gang der Anzahl der beförderten Personen von 1,3 Mrd Personen auf 1,2 Mrd Personen, 
während sie bei der Beförderungsleistung eine Steigerung um 14% von 40,9 Mrd Pkm auf 
46,7 Mrd Pkm verzeichnen konnte. l ) In Tabelle 1.1 sind die genannten Werte und entspre
chende Zahlen für Bus- und Luftverkehr nochmals zusammengestellt. 

In der öffentlichen Diskussion wird häufig die Meinung vertreten, das starke Wachstum des 
Individualverkehrs sei auf eine .. einseitige" verkehrspolitische Förderung des Individualver
kehrs zu Lasten der Bahn zurückzuführen. 2) Das Hauptargument für diese These ist die 
Infrastrukrurausstattung der beiden Verkehrsträger. Andere Aspekte, wie die unterschied
liche Qualität von Betriebsmitteln oder die fehlende Anlastung negativer externer Effekte 
spielen in der Diskussion eine untergeordnete Rolle. 

Implizit wird in der genannten These unterstellt, die Verkehrs nachfrage werde zu einem 
großen Teil von der infrastukturbedingten Angebotsqualität beeinflußt. Zur Begründung 
werden meist globale Investitionssummen für Straßen- und Eisenbahn-Infrastruktur vergli
chen, oder es werden Streckenlängen von Straßenbauten den Neubaumaßnahmen der Bahn 
gegenübergestellt. Wie aus Tabelle 1.2 für den Zeitraum 1961 - 1991 ersichtlich wird, geht 
dieser Vergleich recht eindeutig zugunsten der Straße aus. Bei einer so globalen Betrachtung 
bleibt jedoch die Infrastrukturnutzung außer Betracht. Deshalb werden in einer nächsten 
Stufe ebenfalls globale Verkehrs leistungs- und Aufkommenswerte auf die Investitionen be
zogen. Th. Sarrazin bildet als ähnliche Kenngröße die "Verkehrsnutzung" und die "Ausga
benintensität" .3) Unter "Verkehrsnutzung" wird der Quotient aus Personen-/Tonnenkilo-

Anschrifrdes Verfa.ssers: 
Dipl.-Volksw. Thomas Sc-Iz 
do Fa.. Kessel .. Partner 
Schwimmbadsrraße 15 
79100 Freiburg 

1) Verkehr in Za.hlen 1979, S. 154, 156, dtQ 1989, S. 177, 179. 
2) Vgl. G. Lürge. Auf derSnecke geblieben, in : Die Zeit 22. 09. 89, S. 33. 
3) Th. Sllrrllzin, Die DB alls finanzpolitischer Sicht (Referat vor dem Verkehrsforllm Bahn eY.), Bonn, 02. 12. 1986. 



meter~ des j.e~:il~gen Verkeh~.str~gers und de~ .Netro-Anlagevermögen verstanden. "Aus. 
gabeOl~tenSltat lS~ das, Verhaltms von InvestItIons- und Betriebsausgaben zu Pkm b

zw 
tkm. Fur 1985betragtd!e Verk~hrsnutzung bei der Bahn 0,85, bei der Straße dagegen 1,84' 
DIe AusgabenmtenSItat begt fur dIe Bahn bel 12 2 für die Straße bei 3 5 Die AbI' . 
. I .. ff"" ." ,. enung 

emer ". nvestItlons-E lZlenz aus den 10 Tabelle 1.2 aufgeführten Investitions- d" 
k h I 'b . b' h un 'er-e rs el.stungs~erten ergl t wie el~ .. Sarrazin deut~ich h?~ere Werte als bei der Straße. 
~as gennge Niveau der Bah~ - gegenuber ~en StraßenmvestltIonen könnte durch den Effi
z~enz- bzw. Nutz~ngsverglelch ?~recht~ertlgt we,rden; umgekehrt läßt sich geringere Effi
ZIenz als Folge genngerer InVeStitIOnen Interpretieren. Weiterhin ist der niedrigere sp 'f' 
sehe I .. b d f d S ß . F I d eZI I.. nvest.ltJon~ e ar ~r tra e e~.ne .0 ge .er Systemeigenschaft individueller Verkehrs_ 
fuhrung mit gerlOgeren FIxkosten fur dIe Betnebsführung. 

Tabelle 1.1: Aufkommens- und LeiStungentwicklung im Personenverkehr 1961 _ 1991 

Verkehrsart Aufkommen 
(Mrd Personenfahrten/Jahr) 

1961 1991 

Pkw 16,24 34,18 
Eisenbahn 1,30 1,20 
- Nahverkehr 1,17 1,09 
-Fernverkehr 0,13 0,12 
Bus 6,27 6,13 
- Linienverkehr 6,20 6,04 
- Gelegenheitsverkehr 0,07 0,08 
Luft 0,006 0,061 
Taxi 0,14 0,39 
Gesamt 23,96 41,96 

Zu Bus. Linienverkehr emschlleßllch Straßenbahn/ U-Bahn 

Quelle: Verkehr in Zahlen 1991, S. 305, 309, d!o 1992, S. 193 , 195 

% 

+, 110 
- 8 
- 7 
- 8 
- 2 
- 3 
+ 14 
+ 917 
+ 179 
+ 75 

Leistung 
(Mrd Pkm/Jahr 

1961 1991 % 

183,3 601,0 + 228 
40,9 46,7 + 14 
18,1 18,1 + 0 
22,8 28,6 + 25 
36,1 58,7 + 63 
25,3 33,8 + 34 
10,8 24,9 + 131 

1,7 17,7 + 941 
0,9 2,5 + 178 

277,3 735,3 + 165 

Tabelle 1 .2: Inv~stitionssumme. Neubau-Streckenlänge und Verkehrsleistungen von 
SchIenen- und Straßennetz 1961-1991 

Bruno-Inv. I\eubau- Verkehrs- Investitions-

(MioDMzu 
Streckenlänge leistungen Effizienz 

jew. Preisen) (km) (MrdPkm) Pkm/DM) 

Schienennetz 89268 762 1248,6 0,014 
Straßennetz 374840 46400 12545,3 0,033 

Quelle: Verkehr in Zahlen 1991, S. 41 -43, 308-309. dto 1992, S. 31, 193, 195 
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Die realisierte Verkehrsleistung selbst sagt jedoch als Ertragsgröße in einer Effizienzanalyse 
wenig aus, da die Qualität dieser Verkehrsleistung unberücksichtigt bleibt. Gerade eine 
unterschiedliche Qualitätsenrwicklung von Bahn und Straße in der Nachkriegszeit könnte 
aber wesentlich zu den großen Unterschieden in der Nachfrageentwicklung beider Ver
kehrsträger beigetragen haben . Daher setzt eine Beurteilung der Investitionen über einen 
längeren Zeitraum einen Vergleich der Leistungsfähigkeitsänderungen während dieses Zeit
raums voraus. Die Analyse der Leistungsfähigkeit soll dabei ebenso wie die Erfassung der 
Investitionssummen nach den unterschiedlichen Netzteilen differenziert werden. 

2. Methodik des Vergleichs der Infrastrukturentwicklung 

von Schiene und Straße 

Ein überschlagsmäßiger Vergleich von Infrastrukturnetzen kann zunächst von der jeweili
gen Netzlänge ausgehen. Der reine Vergleich von Netzlängen oder der Veränderung von 
Netzlängen sagt jedoch nur wenig über die Qualität der von einem Netz porentieJl zu 
erbringenden oder tatsächlich erbrachten Verkehrsleistungen aus. Deshalb soll die Qualität 
der jeweiligen Verkehrsleistung der primäre Beurteilungsmaßstab sein . Sie drückt sich beson
ders in der erzielbaren Durchschnittsgeschwindigkeit aus. Da die Durchschnittsgeschwin
digkeit im Personenverkehr bei Schienen- und Straßennetz wesentlich über der des Güter
verkehrs liegt und der Personenverkehr von Kapazitätsengpässen qualitativ weit stärker be
troffen ist als der Güterverkehr, kann der Vergleich auf den Personenverkehr beschränkt 
werden. Das Schienen- und das Straßennetz bestehen aus Netzteilen unterschiedlicher 
Erschließungsfunktion und unterschiedlichen Ausbauzustands. Die Analyse muß deshalb 
differenziert nach unterschiedlichen Streckenkategorien bzw. Straßenklassen erfolgen. Für 
jeden der beiden Verkehrsträger werden die Brutto-Investitionen des Zeitraums 1961-1988 
dargestellt. Anschließend wird die entsprechende Entwicklung der qualitativen Leistungs
fähigkeit auf den einzelnen Netzteilen analysiert. Erst auf Basis der Netzteile erfolgt ein Ver
gleich der Netzlänge. Als Bezugspunkt für die Investitions-Analyse wurden die Brutto
Investitionen, also die Summe aus Ersatz- und Erweiterungs-Investitionen, gewählt, da 
über die Netto-Investitionen kein nach Streckenkategorien bzw. Straßenklassen differen
ziertes Datenmaterial vorliegt. Durch die nach Qualität und Quantität abgestufte Ver
gleichsmethodik ergeben sich daraus keine Verzerrungen. Der Einfluß unterschiedlicher 
Modernitätsgrade in den Teilen des jeweiligen Verkehrsnetzes wird durch die qualitative 
Komponente erfaßt, während die Netzlängen sowohl in bezug auf die BruttQ- als auch auf 
die Netto-Investitionen verglichen werden können. In Abhängigkeit vom jeweiligen 
Modernitätsgrad könnten sich allenfalls unterschiedliche Investitionseffizienzen ergeben. 
Diese sind hier jedoch nicht der eigentliche Untersuchungsgegenstand. 

Aufgrund der Datenverfügbarkeit sind nur die alten Bundesländer der Bundesrepublik 
Deutschland einbezogen. Aus dem gleichen Grund wurden die Nichtbundeseigenen Eisen
bahnen bei der Analyse des Schienennetzes vernachlässigt. 

Um Verzerrungen im Investitionsniveau durch die zusätzlichen Investitionen infolge der 
Ostöffnung zu vermeiden, wurde 1988 als Bezugsjahr gewählt. Zudem lag die aktuellste 
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Statistik nach Straßenklassen nur für 1986 vor. Gravierende Umschichtungen zwischen 
Bahn und Straße sind aus Sicht der westlichen Bundesländer in den Jahren seit der Ostöf!_ 
nung nicht erfolgt, so daß die wesentlichen Aussagen weiterhin zutreffen. 

Die 1991 eröffneten Neubaustrecken der DB sind mit ihren anteiligen Investitionen bis 1988 
berücksichtigt. Beim Leistungsfähigkeitsvergleich werden die 1991 erzielten GeschwindIg_ 
keitssteigerungen nachrichtlich ausgewiesen. 

Die Leistungssteigerung von Schiene und Straße im Untersuchungszeitraum wird zusätz_ 
lich untersucht. Neben oder statt der hier als Vergleichsmaßstab gewählten qualitativen Lei
stungsfähigkeit von Schienenstrecken und Straßen könnte auch deren quantitative Lei
stungsfähigkeit, also die Kapazität, herangezogen werden. Gerade angesichts der Diskus
sion um Überlastungserscheinungen scheint dies zunächst nahezuliegen. Darauf wurde 
jedoch verzichtet. Kapazitätsvergleiche zwischen Schiene und Straße sind wegen der Unter
schiedlichen Systemeigenschaften nur begrenzt möglich und methodisch umstritten. 4) Die 
hier zu untersuchende Frage unterschiedlicher Prioritäten für die Verkehrsträger bei den 
Investitionen ist primär auf die Entwicklung ihrer jeweiligen Marktchancen gerichtet. Diese 
drücken sich jedoch vorwiegend in qualitativen Kriterien aus. Die Qualität wird natürlich 
bei starker Auslasrung wiederum von der Kapazität beeinflußt, dies wird aber durch den 
Vergleich von realisierbaren Durchschnittsgeschwindigkeiten im Schienennetz ausreichend 
berücksichtigt. 

3. Entwicklung der Brutto-Investitionen im Schienennetz 

In den einschlägigen Veröffentlichungen wie etwa,. Verkehr in Zahlen" werden die Investi
tionen im Bahnnetz nicht nach Streckentypen spezifiziert; auch die sachliche Gliederung 
erfolgt nicht in ausreichender Differenzierung. Daher wurde die DB um die Bereitstellung 
zeitlich, sachlich und nach Streckentypen gegliederten Datenmaterials gebeten.5) Wenn 
auch nicht alle Differenzierungswünsche erfüllt werden konnten, war doch eine fundierte 
Datenbasis gegeben_ In Tabelle 3.1 sind die Brutto-Investitionen (im folgenden kurz .Inve
stitionen") nach Sachgebieten gegliedert_ Das Sachgebiet .Unter- und Oberbau" umfaßt 
Fahrweg und Kunstbauten wie Tunnel und Brücken. 

Gemäß Tabelle 3.1 sind etwa zwei Drittel der gesamten DB-Investitionen der eigentlichen 
Infrastruktur zuzurechnen. Auf Schienenfahrzeuge entfällt ein Viertel, auf Hochbautenl 
Maschinen ein Zehntel der Investitionen. 

Für die Zuordnung der einzelnen Streckenkategorien stand nicht für den gesamten Unter
suchungszeitraum differenziertes Datenmaterial zur Verfügung. Zur Vorbereitung dieser 
Zurechnung wurde die in Tabel1e 3.2 dokumentierte Verteilung der Investitionen auf Inve
stitionsarten vorgenommen. Die Investitionsarten Neubau- (NBS) und Ausbaustrecken 
(ABS) konnten direkt aus den OB-Unterlagen übernommen werden. Für die Rangier-

4) W 5chwanhiußt:r, Die Leistungsfähigkeit moderner Eisenbahnmecken, in: IV 36, 1984, S. 32-37 und E. MühJh:ms, Was 
kann eine Eisenbahnstrecke tatsächlich leisten, in IV 36,1984, S. 38 H. 

5) Schreiben Hur Einwohlt, Z ZP der OB, vom 06. 03. 1990 mit entsprechenden statistischen Unterlagen. 
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bahnhöfe (Rb!) stand für die Jahre bis 1980 nur ein Globaleckwert von 3,17 Mrd DM 
Brutto-Investitionen des Zeitraums 1973-1985 6) zur Verfugung. DI~~er W~rt wurde un.ter 
Berücksichtigung der gelieferten Werte zur Rahmenplanung Rbf (uberwlegend Erwelte-

-Investitionen) auf die entsprechenden Jahre verteIlt und mIt emem Bauprelsmdex 
rungs . ' K' "dm 
deflationiert. Für die vorhengen Jahre biS 1961 w~rden au~ O?Slstenzgrun en werte ent-
sprechend der Entwicklung 1973-1~~5 ext~apohert, da m dIesen Jahren nennenswerte 
Ersatz- und Rationalisierungs-Invesunonen 10 Rbf vorgenommen wurden. 

Tabelle 3.1: Brutto-Investitionen im Schienennetz nach Sachgebieten 1961-1988 
(Mio DM zu jeweiligen Preisen) 

Sachgebiet 

Unter- und Oberbau 
BahnstromanIagen 
Signal-, Fernmeldeanlagen 
Infrastruktur gesamt 

Quelle: vgl. Anm. 5, 6 

Brutto
Investitionen 

1961-1988 

47487 
4389 

10368 
62244 

Sachgebiet 

Hochbau 
Fahrzeuge 
Maschinen, Geräte 
Investitionen gesamt 

Brutto
Investitionen 

1961-1988 

3889 
24991 

6256 
97380 

TabelleJ.2: Brutto-Investitionen im Schienennetz nach Investitionsarten 1961-1988 
(Mio DM zu jeweiligen Preisen) 

Investitionsart 

NBS 
ABS 
sonstiger Ausbau 
Rbf 
KLV 
S-Bahn 

Brutto
Investitionen 

1961 - 1988 

13770 
1175 

23917 
5263 
1846 

10998 

Quelle: vgl. Anm. 5, 6, 7; eigene Berechnungen 

Investitionsart 

Elektrifizierung 
Infrastruktur gesamt 
Hochbau 
Maschinen, Geräte 
Fahrzeuge 
Investitionen gesamt 

Brutto
Investitionen 

1961 -1988 

5275 
62244 

3889 
6256 

24991 
97380 

6) F. Jung, Interdependenzen zwischen Hochgeschwin~ig~eitsperso.nenverkehr der DB und dem nationalen Luftverkehr 
(unveröff. Diplomarbeit am Lehrstuhl VWL I der Um Gießen), Gießen 1987. 
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Abkürzungen sind im Abkürzungsverzeichnis erklärt. In den Jahren 1986-1988 konnten 
ben:irs Maßnahmen der BVWP'85 verwirklicht werden. Entsprechende Wertansätze lagen 
vor.7J Kombinierter Ladungsverkehr (KLV) wird seit 1968 betrieben. Da Investitionsdaten 
erst ab 1985 verfügbar waren, wurden für die Jahre 1968-1984 Werte in Analogie zur Investi_ 
tionsentwicklung der Rbf angesetzt. Für die Elektrifizierungs-Investitionen konnte aus 
vorhandenen Untersuchungen und Elektrifizierungs-Projekten ein km-spezifischer Satz 
über die Jahre des Betrachtungszeitraums von 1,39 Mio DM/km mit Stand 1987 abgeleitet 
werden.8) Mit den jeweiligen Steigerungen der elektrischen Streckenlängen erfolgte die Um
setzung in jährliche Werte (deflationiert),9) Die S-Bahn-Investitionen wurden nach dem 
Globaleckwert von 7,6 Mrd DM in den Jahren 1967-1981 bzw. 11,0 Mrd DM in den Jahren 
1967-1986 auf die Jahre verteilt, deflationiert10) und um anteilige Elektrifizierungs-Investi_ 
tiorlen vermindert. In den Elektrifizierungen der 60er-Jahre sind die Elektrifizierungen der 
später so definierten Ausbaustrecken (ABS) mit enthalten. DieseTrennung von Elektrifizie_ 
rungs- und Unter-IOberbaumaßnahmen ist jedoch durchaus gewünscht. Die gewählte Vor
gehensweise der Verteilung von relativ pauschalen Werten auf die Jahre des Betrachtungs_ 
zeitraums ist gerechtfertigt, da keine Genauigkeit einzelner Zahlen, sondern nur eine ange
botsorientierte und auf einen langen Zeitraum gerichtete Zuordnung der Investitionen 
beabsichtigt ist. Der vorwiegend aus Ersatzinvestitionen bestehende Maßnahmenblock 
.. sonstiger Ausbau" macht ein Drittel der Infrastrukturinvestitionen aus . S-Bahn- und 
Neubaustrecken stellen jeweils ein Fünftel der Infrastrukturinvestitionen, während die 
Elektrifizierungen weniger ins Gewicht fallen. 

Die eigentliche Zurechnung auf Strecken kategorien orientiert sich an der von der DB in der 
Vergangenheit häufig verwendeten Einteilung in: 
- Hauptabfuhrstrecken (HAS) 
- Nebenfernstrecken (NFS) 
- Regionalverkehrsstrecken (RVS) 

Von den Regionalverkehrsstrecken werden S-Bahn-Strecken (SBS) als zusätzliche KategOrie 
abgespalten. Da die DB diese Einteilung derzeit nicht anwendet, waren hierzu keine Daten 
vorhanden. lI ) Deshalb wurden die Strecken nach dem Kriterium .. Angebot im Personenver
kehr" eingeteilt. 

HAS sind sämtliche Strecken mit Ie-Verkehr (1988) / F-Zug-Verkehr (1961 ), Strecken mit 
internationalem Personenfernverkehr sowie sonstige Strecken mit bedeutendem Personen
fernverkehr. Aus Gründen der Netzsystematik wurden einige für den Güterverkehr bedeu
tende Strecken in Ballungsräumen als HAS eingestuft, obwohl sie im Personenverkehr kein 
besonderes Angebot bieten. 

7) Schreiben Herr Roch, Z ZPder OB, vom 16. 08.1991, mündliche Auskunft Herr Roth 28. 02.1992 . 
8) K. Gresser, Th. Selz, Elektrifizierung N ürnberg-HoflBayreuth (Untersuchung im Auftrag der OB), Freiburg 1988. 

S. 25, oV, Oberleitung nach Norden, in: Blickpunkt OB, 1991 , Nr. 7, S. 3. 
9) Verkehr in Zahlen 1975, S. 66, dto 1990, S. 52. 

10) Schriftenreihe der OVWG, Band B 73, Bergisch Gladbach 1981, S. 124f; W Hamm, Verkehrssubventionen als Instru
ment regionalpolitischer Fehlsteuerungen, in: IV 41 , 1989, S. 233 -236, hier S. 234. 

11 ) Diese Einteilung wird heute von der OB nicht mehr ~treckenspezifi sch, sondern nach den realisierten Angebmen 
JC/lCE, IR, RSB, RB vorgenommen . Da die Abgrenzung nach Strecken einen Zusammenhang zwischen Infrastruktur 
und Angebot besser ausdrückt, wurde sie hier verwendet. 

_--------~v'"'m";.':,h~J~iiSS~;!i'g"~n'§:g~d~,,::B~."'hn'Cb~'=-;J:"n~ü:::,,~,,~":.k~w:c,-~Jn~"';"~';::tjo"'n,,'::n'_! _______ --'1-"8'-5 

Is NFS wurden alle sonstigen Strecken, die mindestens D-Züge oder RSB-Züge mit 
A d f· · den Fernverkehr (1988) bzw. Fern-E-Züge (1961 ) aufweISen, bezeIchnet. 
Be eutung ur . ··b·· dR· I 

B h -Strecken können aus dem Kursbuch abgeleitet werden. Alle u ngen sm eglOna -
5- an . kh·b d verkehrs strecken, wobei nur solche mit Personenver e rem ezogen wur en. 

Tabelle 3.3: Brutto-Investitionen im Schienennetz. nac? .Strecke~kategorien un~. Fahrzeug
Investitionen 1961-1988 (Mio DM zu Jew<1hgen PreISen); Streckenlangen nach 

Streckenkategorien 1961 -1988 (km) 

Hauptabfuhrstrecken (HAS) 
Nebenfernstrecken (NFS) 
S_Bahn-Strecken (SBS) 
Regionalverkehrsstrecken (RVS) 
Infrastruktur gesamt 
Fahrzeuge Personenverkehr 
Infrastruktur und Fahrzeuge 

QueUe: vgL Anm. 5, 6, 7; eigene Berechnungen 

Brutto-Investitionen 
1961-1988 

26055 
10416 
14365 
4299 

55135 
12249 
67384 

Streckenlänge'2) 

1961 1988 

5193 
9395 

106 
13406 
28100 

5193 
8470 
1300 
6037 

21000 

In Tabelle 3.3 sind die personenverkehrsrelev.anten ~rut~~-Investitione~. im Schien~nnetz 
nach Streckenkategorien differenziert und mlt den JeweilIgen Streckenlangen verglIchen. 
Für 1991 beträgt die Netzlänge der HAS unter Einschluß der Neubaustrecken 5534 km . 

Die Investitionen in HAS bestehen zum einen aus den Investiti~~en in NBSI AB~ a.us 
Tabelle 3.2 sowie aus dem Anteil an den Elektrifizierungs-Investltlonen. der auf die Im 

Untersuchungs zeitraum elektrifizierten HAS entfällt. Zum an~eren wurd~n d.~n H~S 
Investitionen des "sonstigen Streckenausbaus" zugeschlagen, bel. denen es SIch uberwle
gend um Ersatz-Investitionen handelt. Die Elektrifizierungen bel ~;Sund RVS ergeben 
sich aus den Streckenlängen. Anteile am "sonstigen ~treckenausbau ko~nen WIe bel den 
HAS aus den Anteilen der jeweiligen Streckenkategone a.n den Verkehrsleistungen des Per
sonenverkehrs abgeleitet werden. Den Streckenkategonen wurden folgende Verkehrsan

teile zugeordnet: 

12) Nur Strecken mit Personenverkehr. 
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Tabelle J.4: Verkehrsanteile nach Streckenkategorien --

Anteil der Anteil der Anteil der Anteil der Fernverkehrs- S-Bahn- Nahverkehrs-
leistung Verkehrsleistung leistung 

gesamten 
Personen_ 

verkehrsleisrung 
1961 1988 1961 1988 1961 1988 1961 1988 

HAS 0,52 0,61 0,00 0,00 0,30 0,30 0,41 NFS 0,38 0,33 0,00 0,00 0,30 
0,42 

SBS 0,00 0,00 
0,30 0,34 0,25 1,00 1,00 0,00 0,00 0,03 RVS 0,10 0,06 0,00 

0,24 
0,00 0,40 0,40 0,22 0,09 

Qucolle: eigene Schätzun ; Verkehr in Zah g len 1991, S. 87 89, 309-312 

'!. ereinfachend w1;lrde den S-Bahn-Strecken keine Fernverkehrsleistun z 
Anderungen der Anteile wurden entsprechend dem zeitlichen Verlauf be .gk ughe:echnet. 

. " rucE~. 
Die InvesmJOnen in S-Bahn-Srrecken können aus Tabelle 3 2 "b d ' 
k d A '1 . u ernommen wer eo Hl 

ammt er ntel am sonstigen Ausbau der der S B h V k h' . nzu 

~~ ~e;sone~~erkeh:sleistungsfähigkeit ~ntersucht-w:r~:n :~I~) :~~:l~:~~;ne~~~p~~~_t'uD~ 
-. ~vestltlonen m Tabelle 3.3 nicht mehr. Weiterhin sind nur h d' n 

In:estltlonen für Personenverkehr aufgeführt. Dazu wurden d' ~o~ le Fahrzeu~_ 
T nebwagen sowie 60% der Lokomotiven gezählt. Ie etsezugwagen, die 

~~~~~;ud u~;I~a~~~i~:~~~;r~~~~t~b:~:e ~t~a~~;;;::~rs ~urden die Investitions arten 

~~l~tdi~ Konzentration ~e~ Investitionen aui die HauPta~f:~;':~;c7:e~;:~:. ~~:~; !i! 
d' eher pe~sone.nver e rsrelev~~ten Investitionen ist diesen Zuzurechnen. Besonders 

le ec ten rweIterungs- InvestItionen kommen dieser Streckenkate . 
Nenne?swerte ~rweiterungs-Investitionen sind auch bei den S-Bahn-Streck;~:~ v zug~~. 
nen~ w~hrend dIe fnvesti.ti.onen in NFS vorwiegend und die Investitionen in RV erzetc ~ 
schheßltch Ersatz- Investitionen sind 13) Die Fahrzeu . . . h k S fast aus 

. gmvestItionen mac en nap 20~ d 
personenverkehrs relevanten Investitionen aus. p 0 er 

4. Entwicklung der Leistungsqualität des Schienennetzes 

Wie in Abschnit~ 2. e~läute~t~ wurde zur Ermittlung der Leistungsqualität in den einzelnen 
~treckenkategonen dte realtslerte Durchschnittsgeschwindigkeit aus den Kursbü h cl 

d:;~~:~~v;::~~:fl~~gra~;e~ge: 14~ ~.eilki~nerhalb einer Streckenkategorie kein: fl~:~e:~ 
r esc wm tg elten vorgenommen werden konnte, wurde eine 

13) Mündliche Auskunft Herr J~niak, Z ZP der OB 14. 02. 1989. 
14) VgJ. OB-Kursbuch Winter 1960/61, Sommer 1988. 
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Auswahl von Strecken getroffen. Dabei wurden die Strecken nach Regionen geschichtet 
und innerhalb einer Region so gewählt, daß unterschiedliche Angebotsstandards und tOPO
graphische Verhältnisse repräsentativ vertreten waren. Bei jeder ausgewählten Strecke 
wurde die Durchschnittsgeschwindigkeit für 1961 und 1988 ermittelt: 

1) Hauptabfuhrstrecken (leiD-Zug): Wahl des schnellsten Zuges, Feststellung der Durch
schnittsgeschwindigkeit ohne Halt. 

2) Nebenfernstrecken (lRlD-Zug/E-Zug): Wahl des schnellsten Zuges, Feststellung der 
Durchschnittsgeschwindigkeit ohne Halt. 

3) S-Bahn-Strecken (S-Bahn): FeStStellung der Durchschnittsgeschwindigkeit eines ausge
wählten Zuges auf 2 Teilstücken einer Strecke unter Abzug von 60 sec. für Halt-, Brems
und Beschleunigungszeit für jeden Halt. 

4) Regionalverkehrsstrecken (RB/N-Zug): Feststellung der Durchschnittsgeschwindigkeit 
des jeweils schnellsten Zuges unter Abzug von 60 sec. für Halt-, Brems- und Beschleu
nigungszeit für jeden Halt 

Die vereinfachte Herausrechnung der Halt- und Beschleunigungszeiten vermindert die 
Aussagekraft nicht, weil 1961 wie 1988 das gleiche Verfahren angewendet wurde. 

Einflüsse verbesserter Betriebsmittel könnten den Vergleich der Leistungsfähigkeit verzer
ren, weil einerseits die Streckenhöchstgeschwindigkeit möglicherweise nicht ausgenutzt 
wurde und andererseits durch schnelleres Beschleunigen und Bremsen eine vom Strecken
zustand nicht verursachte Erhöhung der Durchschnittsgeschwindigkeit eintreten könnte. 
Daher wird eine zusätzliche Untersuchung der Entwicklung der Fahrzeug-Leistungsfähig
keit im Berichtszeitraum vorgenommen. 

Die in den vier Streckenkategorien 1961 und 1988 realisierten Durchschnittsgeschwindig
keiten wurden nach der in Abschnitt 3 beschriebenen Methodik ermittelt. Die einzelnen 
Durchschnittsgeschwindigkeiten innerhalb einer Streckenkategorie wurden mit der jeweils 
zugrundeliegenden Streckenlänge gewichtet, da die unterschiedlichen Raumtypen bereits 
in der Streckenauswahl berücksichtigt worden waren. Die Gewichtung der Streckenkatego
rien bei der Ermittlung des Durchschnitts aller Kategorien erfolgte nach den in Abschnitt 3 
erläuterten Verkehrsleistungsanteilen. Danach ergeben sich für die einzelnen Streckenkate
gorien die in Tabelle 4.1 ausgewiesenen Durchschnittsgeschwindigkeiten. Im zeitlichen Ver
gleich zeigen sich in allen Streckenkategorien Zuwächse der Durchschnittsgeschwindigkeit 
in ähnlicher Größenordnung zwischen + 18 und +26% . Erwartungsgemäß liegen die Steige
rungsraten bei den Hauptabfuhr- und Nebenfernstrecken höher als bei den Regionalver
kehrsstrecken . Die Geschwindigkeitserhöhungen belegen, daß keine pauschale Aussage 
einer investiven Vernachlässigung der Schiene getroffen werden kann. Die geringen Unter
schiede der Leistungsqualitätsentwicklung zwischen den Streckenkategorien und das Aus
maß der Beschleunigung für die Regionalverkehrsstrecken erstaunen zunächst. Hier muß 
der Einfluß aus Fahrzeugverbesserungen zusätzlich zur Wirkung der Infrastrukturinvesti
tionen berücksichtigt werden. Dazu wurden die Bestände der wichtigen im Personenver
kehr eingesetzten Triebfahrzeuge der DB für 1961 und 1988 aus veröffentlichten Statistiken 
abgeleitet. 1S) 

15) Quelle wie Tabelle 4.2; die dabei erreichte Genauigkeit ist für die Zwecke eines größenordnungsmäßigen Leiswngsver
gJeichs ausreichend. 
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Aus den jeweiligen, in PS ausgedruckten leistungsfähigkeiten ergeben sich durchschnitt_ 
liche Leistungsfähigkeiten des Bestandes für die beiden Zeitpunkte. In Tabelle 4.2 sind die 
entsprechenden Leistungsdaten aufgeführt. Die Aufteilung nach elektrischen/nicht elektri_ 
schen Triebfahrzeugen wurde nach Betriebsleistungsanteilen vorgenommen. 16) 

Für alle Streckenkategorien sind erhebliche Steigerungen der Triebfahrzeugleistungsfähig_ 
keit zu verzeichnen. Die höchsten Werte erreichen die Hauptabfuhr- und Nebenfernstrek_ 
ken mit +82 bzw +271 %. Der sehr hohe Wert bei den NFS liegt an der überproportionalen 
Zunahme des Anteils elektrifizierter Strecken. Die wenigen 1961 schon vorhandenen 
S-Bahn-Strecken waren fast ausschließlich elektrifiziert, so daß in dieser Kategorie die rela. 
tiv geringste Leistungssteigerung anfällt. Bei den RVS liegt die Zunahme der Leistungsfähig_ 
keit an der Substitution von Dampf- durch Dieseltraktion. Die resultierende Leistungsstei_ 
gerung von 126% im Durchschnitt aller Strecken ist vorwiegend auf die vermehrte elektri
sche Zugförderung zurückzuführen. 

Tabelle 4.1: Streckenlängen und Durchschnittsgeschwindigkeiten des Personenverkehrs im 
Schienennetz nach Streckenkategorien 1961 und 1988 

1961 

Streckenkategorie km km/h 

HAS 5193 87 
NFS 9395 64 
SBS 106 50 
RVS 13406 47 
gesamt 28100 69 

1988 

km 

5193 
8470 
1300 
6037 

21000 

km/h 

109 
81 
62 
55 
85 

1961-1988 

+26% 
+26% 
+24% 
+18% 
+24% 

Quelle: Verkehr in Zahlen 1991, S. 8J-85, DB-Kursbuch Winter 1960/61, Sommer 1988, eigene Berechnungen 

Mit Berücksichtigung der 1991 eingeführten ICE-Triebfahrzeuge steigt die Fahrzeuglei
stungsfähigkeit auf HAS um 89%, insgesamt um 131 %. 

Ein in Tabelle 4.3 nochmals dokumentierter Vergleich der Geschwindigkeitszuwächse auf 
den Strecken sowie der Fahrzeug-Leistungssteigerungen verdeutlicht das Ausmaß der 
gestiegenen Fahrzeugleistung. Eine kausale Trennung der Fahrzeug- und der Infrastruk
tureinflüsse erscheint jedoch kaum möglich, weil die Umsetzung von Leistungssteigerun
gen in Geschwindigkeitssteigerungen nur auf ausgebauten Strecken möglich ist. Eine Aus
nutzung der Fahrzeug-Leistungsfähigkeit fand somit auf allen Streckenkategorien nur in 
eingeschränktem Umfang Statt. Für die Zeit vor Eröffnung der Neubaustrecken 1991 gilt 
dies auch für Hauptabfuhrstrecken. Auf Regionalverkehrsstrecken bewirken die Fahrzeug
verbesserungen die Geschwindigkeitserhöhung fast ausschließlich (Einflüsse aus dem Weg
fall von Halten waren durch die gewählte Methodik eliminiert worden). 

16) Verkehr in Zahlen 1991, S. 8J-85. 
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;<11< 4.2: Leistungsfähigkeit personenverkehr,relevanter Triebfahrzeuge der OB nach 
Traktionsarten bzw. Streckenkategorten 1961 und 1988 

1961 1988 1961 1988 

PS PS 

Traktionsart Dampflokomotive 1271 -

Diesellokomotive 1713 1758 + 3% 

Dieseltriebwagen 274 569 +108% 

Elektrolokomotive 3669 5026 + 37% 

Elektrotriebwagen 1298 5575 +330% 

Streckenkategorie HAS 2721 4960 + 82% 

NFS 1141 4237 +271% 

SBS 1652 2775 + 68% 

RVS 885 1572 + 78% 

1748 3590 +126% gesamt 

Quelle: Verkehr in Zahlen 1991, S. 83-85 17} 

Tabelle 4.3: Geschwindigkeitszuwächse des Personenverkehrs und Steigerung ~er 
Fahrzeugleistungsfähigkeit im Schienennetz nach Streckenkategonen 
1961-1988 (Steigerung in % ) 

1961 - 1988 

Durchschnittsgeschwindigkeit Fahrzeugleistungsfähigkeit 

HAS 
NFS 
SBS 
RVS 
gesamt 

+26% 
+26% 
+24 % 
+18% 
+24% 

+ 82% 
+271% 
+ 68% 
+ 78% 
+126% 

Nach Eröffnung der Neubaustrecken 1991 ergeben sich etwas höhere Geschwindigkeits-
. 300' f den LiAS bzw 26% im Durchschnitt aller Strecken. Trotz Ihrer steIgerungen von 10 au 1- • b' I b 1 

großen Bedeutung für das Fernverkehrsnet~. tritt durch die ~eubau~.tr~cke.n . el g 0 a er 
netzweiter Betrachtung keine fundamentale Anderung der Lelstungsfahlgkelt em . 

17) H.]. Obermilyer, Taschenbuch Dt. Dampflokomotiven, Stungart 1977, pas~im 
H]. Olxrrmyer, Taschenbuch De Diesellokomoti~en , Stuugart 1977, passl~ 
H.J. Oberrnayer, Taschenbuch Dt. Elektrolo~omotlven, Stut~gart 1979, pasSIm 
C. Schüssler, Bundesbahn-Lexiko n 1988, FreIburg 1988 , passIm 
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5. Die Entwicklung der Brutto-Investitionen im Straßennetz 

1m Gegensatz zum Schienennetz können für das Straßennetz Investitionsdaten nach 
5traßenkiassen aus Statistiken abgeleitet werden. 18) Aus den Investitionssummen für das ge
samte Straßennetz wurden die Investitionen in Gemeindestraßen herausgerechnet. Die Auf
teilung auf die verbleibenden Klassen erfolgte nach dem Verhältnis der (investiven und nicht_ 
investiven) Nettoausgaben der Baulastträger. Für die in den Statistiken nicht enthaltenen 
Grunderwerbskosten wurde ein Zuschlag von 1 % der jeweiligen Summe angesetzt. Da die 
Statistik Werte für Bundes- und Landesstraßen gemeinsam ausweist, wurden diese Investi_ 
tionen nach Fahrleistungen auf die beiden Klassen zugerechnet. Aus Fahrleistungs-, Bela
stungs- und Netzlängenstatistiken ergeben sich als Fahrleistungsanteile: 

Tabelle 5.1: Fahrleistungsanteile der Straßenklassen 

1961 1988 

BAB 0,13 0,36 
B 0,42 0,28 
L 0,34 0,23 
K 0, 11 0,13 

In Tabelle 5.2 sind die Brutto-Investitionen im Zeitraum 1961-1988 und die Netzlängen für 
die einzelnen Straßenklassen zusammengestellt. Es sind nur die Straßen des überörtlichen 
Verkehrs berücksichtigt. Da nach befestigten Breiten differenzierte Netzdaten nur für 1986 
vorliegen, werden die Netzlängen für 1986 ausgewiesen. Die Änderungen in den verbleiben
den 2 Jahren sind nicht gravierend, so daß die leichte Zeitverschiebung in Kauf genommen 
werden kann. 1988 betrugen die Netzlängen: 

BAB 8618 km 
B 31200km 
L 63400 km 
K 70400 km") 

Die Fahrleistungsanteile können für 1986 und 1988 gleich angenommen werden, ebenso 
gelten die gleichen RAS-Q-Geschwindigkeiten. Die Zurechenbarkeit auf Investitionsdaten 
bis 1988 und die Vergleichbarkeit mit dem Bahnnetz sind also nicht eingeschränkt. Um eine 
Vergleichbarkeit mit dem Schienenverkehr herzustellen, wurden die Anschaffungsausgaben 
für Pkw zusätzlich ausgewiesen. Dazu wurde die Struktur der Pkw-Flotte aus dem 
ADAC-Katalog ermittelt und ein durchschnittlicher Anschaffungspreis von DM 28240 pro 
Pkw für 1988 abgeleitet. 20) Dieser Anschaffungspreis wurde mit dem Index der Pkw
Anschaffungsausgaben eines Durchschnittshaushalts auf den Untersuchungszeitraum ver-

18) Verkehr in Zahlen 1975, $.102 -104; dtO 1984, S. 132, dto 1989, S. 139. 
19) Verkehr in Zahlen 1991, S. 173. 
20) ADAC (Hg), Pkw-Katalog 1992, München 1991, passim . 
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teilt. Für 1961 resultierte ein Preis von DM 7230 pro Pkw. Die gesamten Anschaffungsaus
gaben ergeben sich aus den Zulassungszahlen und dem Durchsch~ittspreis. Die so errn.ittel
ten Pkw-Beschaffungen stellen einen unteren Schätzwert dar, weil Motorräder, KombI und 
Reisebusse nicht enthalten sind. Dennoch überwiegen die Fahrzeugausgaben die Infra
strukturinvestitionen bei weitem, während sie bei der Bahn nur ein Fünftel dieser Investitio
nen erreicht hatten (vgl. Tabelle 3.3). 

Tabelle 5.2: Brutto-Investitionen im Straßennetz nach Straßenklassen und sonstigen 
Investitionsarten 1961-1988 (Mio DM zu jeweiligen Preisen); 
Netzlängen nach Straßenklassen 1961 und 1986 (km) 

BAB 
B 
L 
K 
Summe 1)-4) überörtl. 
Straßen 
Pkw-Anschaffung 
Straßen bau- + Pkw-Anschaffung 

Quelle: Verkehr in Zahlen 1991, S. 21-23, 18M. 

Brutto- Investitionen 
inMioDM 
1961-1988 

59922 
55027 
44546 
24248 

183743 
906008 

1089751 

Netzlänge 
inkm 

1961 1986 

2671 
25262 
57766 
50749 

136448 

8350 
31372 
63296 
70222 

173240 

Das Niveau der Infrastrukturinvestitionen liegt im Straßennetz beim etwa Dreifachen der 
Infrastrukturinvestitionen des Bahnnetzes. Die Verteilung auf die Straßenklassen fällt aus
geglichener als beim Bahnnetz aus. Auf die Autobahnen und Bundesstraßen entfällt je etwa 
ein Drittel der Investitionen. Die Landesstraßen beanspruchen ein Viertel, die Kreisstraßen 
ein Achtel. 

Ein Vergleich der Investitionsstruktur der Netzlängenanteile und der Verkehrs- bzw. Fahr
leistungsanteile nach den Streckenkategorien bzw. Straßenklassen zeigen Tabelle 5.3 und 
Abb.5.1. 

Die Struktur der auf Schienen- und Straßennetz erbrachten Leistungen sieht bei den Antei
len von HAS/BAB und NFS/Bundesstraßen relativ ähnlich aus. Im jeweiligen nachgeord
neten Netz ist die Vergleichbarkeit geringer, im Trend ist aber auch hier eine Angleichung 
erkennbar. Bei den Netzlängen unterscheiden sich die Anteile wegen verschiedener 
Systemmerkmale der Verkehrsträger. Die Investitionen verteilen sich bei beiden Verkehrs
trägern zu zwei Dritteln auf das Fernnetz und zu einem Drittel auf das nach geordnete Netz. 
Bei der Bahn ist jedoch eine Konzentration auf die wichtigsten Fernstrecken (HAS) und die 
bedeutenden Nahverkehrsstrecken (SBS) feststellbar. 
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Tabelle 5.3: Struktur der Brutto-Investitionen, Netzlängen und Verkehrs-/Fahrieistungen 
im Schienen- und Straßennetz nach Streckenkategorien bzw. Straßenklassen 
(Anteile) 

Schienennetz 

Strecken- Anteil an Anteil an Anteil an 
kategorie Brutto- Netzlänge Verkehrsleistung 

Investition 

1988 1961 1988 

HAS 0,47 0,25 0,41 0,42 
NFS 0, 19 0,40 0,34 0,25 
SBS 0,26 0,06 0,03 0,24 
RVS 0,08 0,29 0,22 0,09 

Straßennetz 

Straßenklasse Anteil an Anteil an Anteil an 
Brutto- Netzlänge Fahrleistung 

Investition 

1988 1961 1988 

BAB 0,33 0,05 0,13 0,36 
B 0,30 0,18 0,42 0,28 
L 0,24 0,37 0,34 0,23 
K 0,13 0,40 0,11 0,13 
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Abbildung 5.1: Struktur der Brutto-Investitionen 1961-1988 sowie der Netzlängen und 
Verkehrs-/Fahrleistungen im Schienen- und Straßennetz 1988 
nach Strecken kategorien bzw. Straßenklassen (Anteile) 

Bahn 
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0.08 0.25 0.09 
0.19 

0.24 

Brutto-Investitionen Netzlänge Verkehrsleistung 

D HAS 0 NFS Wf4fll SBS • RVS 

Straße 

0.37 

~aIIII\ 0.05 0.28 

0.13 

0.24 0.23 

Brutto-Investitionen Netzlänge Fahrleistung 

111 BAB 0 B-Str Llll!] L-Str L.~ K-Str 
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6. Entwicklung der Leistungsqualität des Straßennetzes 

In Tabelle 6.1 sind die Netzlängen im Straßennetz nach Straßenklassen und befestigten Brei. 
ten gegliedert . Der Begriff "befestigte Breite" umfaßt neben der Fahrbahn die befestigten 
Randstreifen und ist mit RAL-Q/RAS-Q kompatibel. Wie in Abschnitt 5 angedeutet 
waren zum Bearbeitungszeitpunkt die jüngsten Erhebungsdaten in dieser Disaggregatio~ 
für 1986 verfügbar. Die Tabelle veranschaulicht die deutliche Längenerweiterung des Gesamt. 
netzes um 27%. Das Bundesfernstraßennetz ist daran mit einer Verlängerung um über40% 
überproportional beteiligt. Im Vergleich zur Bahn fällt der weit größere Anteil des nachge. 
ordneten Netzes an der Gesamtnetzlänge auf. 

Analog zur Vorgehensweise beim Straßennetz wurde als Kriterium der Leistungsqualitätdie 
realisierbare Durchschnittsgeschwindigkeit verwendet. Dazu stehen einerseits die 
Geschwindigkeitsfunktionen der RAS-W21 ), andererseits die Verkehrs- bzw. Bemessungs. 
geschwindigkeiten nach RAL-Q/RAS-Q22) zur Verfügung. Zur Analyse wurden die Werte 
von RAS-Q verwendet, weil sie wie die verfügbaren Netzlängen nach befestigten Breiten 
differenziert werden können und weil sie für die Eckjahre des Untersuchungszeitraums in 
der jeweils gültigen Form vorliegen. Die RAS-W-Funktionen können dagegen nicht ohne 
weiteres auf 1961 übertragen werden. 

21) FGSV (Hg), Richtlinien für die Anlage von Straßen, Teil: Winschaftlichkeitsuntersuchungen (RAS-W), Köln 1986 
22) FGSV (Hg), Richtlinie für die Anlage von Landstraßen, Teil [: Querschnittsgestaltung (RAL-Q), Bad Godesbug 1956 

FGSV (Hg), Richtlinien für die Anlage von Straßen, Teil: Querschnitte (RAS-Q), Köln 1982 
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Tabelle 6.1 : Netzlängen im Straßennetz nach Straßenklassen und befestigten Breiten 
1961-1986 (km; Steigerung in %) 

BAB B 

1961 1986 % 1961 1986 % 

<S,Oml) - - - 3355 55 98 
5,0- 7,Om!) - - - 16885 6978 - 59 
7,0- 9,0 m l)2) 71 94 + 32 3258 17078 +424 
9,0- 12,Om - - - 1022 3665 +259 
>12,Om 2600 8256 +218 742 3596 +385 

gesamt 2671 8350 +213 25262 31372 + 24 

L K 

1961 1986 % 1961 1986 % 

<S,Om!) 35537 4378 - 88 43255 15814 - 63 
5,0- 7,Om l ) 20364 42562 +109 6960 48980 + 604 
7,0- 9,0 m l)2) 1 151 12630 +997 311 4145 +1233 
9,0-12,Om 505 2519 +399 150 862 + 475 
> 12,Om 209 1207 +478 73 421 + 477 

gesamt 57766 63296 + 10 50749 70222 + 38 

überörtl. Verkehr 

1961 1986 % 

<5,Om l ) 82147 20247 - 75 
5,0- 7,0 m l ) 44209 98520 +123 
7,0- 9,Om l )2) 4791 33947 +609 
9,0-12,0 m 1677 7046 +320 
> 12,Om 3624 13480 +272 

gesamt 136448 173240 + 27 

Quelle: Verkehr in Zahlen 1991, S. 174 f.; Schlüsselung der meht nach Fahrbahnbreiten ausgewiesenen Strecken 1986. 
196 km B auf7-9 m, 319km L und 264 km Kauf 5-7 m. 

1) 1961 B, L, K < 5,5 m, 5,5 - 7,5 m, 7,5 - 9,0 m einschließlich befestigte Randstreifen. 
2) Bei BAB einbahnige Strecken. 
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Die Umsetzung der statistischen Daten in Durchschnittsgeschwindigkeiten für 1961 zeigt 
Tabelle 6.2. Die Werte für Autobahnen und Bundesstraßen wurden darüber hinaus noch 
nach 3-4 und 5-6-streifigen Strecken differenziert. Die Zuordnung von Fahrbahnhreite und 
Fahrstreifenzahl ergibt sich aus dem Regelquerschnitt. Für die BAB von 7-9 m und die 
B-Straßen unter 5 m Breite wurden halbierte Querschnitte, also Äste für eine Richtung, her
angezogen. Die Ausbaugeschwindigkeit diene als Maßstab für die Dimensionierung, wäh
rend die Verkehrsgeschwindigkeit die eigentliche Durchschnittsgeschwindigkeit dar
srellt. 2J) Dementsprechend wurde sie für 1961 direkt verwendet bzw. durch Mittelung gebil
det. Bei den Autobahnen wurde die Aushaugeschwindigkeit innerhalb des Regelquer_ 
schnitts entsprechend den Fahrstreifenzahlen gestaffelt. Für zweistreifige Kreisstraßen ist 
kein niedrigerer Querschnitt als RQ 9,0 in der RAL-Q enthalten. Daher wurde die nächst
niedrigere Ausbau-lVerkehrsgeschwindigkeit verwendet und ein entsprechender "RQ 7,5" 
interpoliert. 

Im Vergleich dazu sind in Tabelle 6.3 die Durchschnittsgeschwindigkeiten für 1986 aus der 
RAS-Q abgeleitet. Die Bezeichnungen der Regelquerschnitte sind gegenüber der RAL-Q 
um eine Abkürzung für Breite, Fahrstreifenzahl und Standstreifen erweitert. Die Gesamt
breiten der Regelquerschnitte sind etwas verschoben. Statt der Ausbaugeschwindigkeit 
wird der Begriff Entwurfsgeschwindigkeit in der Differenzierung nach Streckenklassen und 
Regelquerschnitten verwendet. Die Bemessungsgeschwindigkeit als "planerisch ange
strebte Pkw-Durchschnittsgeschwindigkeit" bzw. Mittelwert der Reisegeschwindigkeit 
aller Pkw ist die Basis für die verwendete Durchschnittsgeschwindigkeit.2'~) Die Bemes
sungsgeschwindigkeit ist realisierbar bei der sogenannten Bemessungsverkehrsstärke, eben
falls einem Durchschnittswert. Weitere Bedingungen sind freie Strecke, flache Gradiente, 
mittlere Kurvigkeit und ein durchschnittlicher Lkw-Anteil von 10%. Die Streckenkategorie 
iSt gegenüber der RAL-Q eine zusätzliche Differenzierung, die auf Besiedlungs- und 
Raumtypen abstellt. Für den Untersuchungszweck sind die folgenden Kategorien maß
gebend: 

BAB 
B 
L 
K 

AI 
All 
AIII 
AIV 

großräumige Verbindung 
regionale Verbindung 
zwischengemeindliche Verbindung 
flächenerschließende Verbindung 

Die Landes- und Kreisstraßen über 7 Meter Breite wurden jeweils eine Kategorie höher ein
gruppiert, also AlIStatt A III bzw. A III Statt A IV, weil die entsprechenden Regelquer
schnitte in der KategorieA III nur unter speziellen Bedingungen gelten (überproportionaler 
Lkw- bzw. landwirtschaftlicher Verkehr) bzw. in der Kategorie A IV gänzlich fehlen. 

23) RAL-Q, S. 9. 
24) RAS-Q, S. 7, 16 f., 27. 
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Tabelle 6.2: EinStufung und Geschwindigkeiten im Straßennetz nach RAL-Q 1961 

Straßen- befeSt. Fahrbahn- Fahr- Regel- vAl) vYerk2) vJ) 

klasse Breite breite streifen querschnitt 

mm mm km/h km/h km/h 

BAB 7-9 7,50 2 RQ 28,5 100 73 73 

BAB > 12 11,25-15,00 3,4 RQ 28,5 100,110 77 77 

BAB > 12 18,75-22,50 5,6 RQ 28,5 100,120 80 80 

B <5 3,75-6,00 1,2 RQ 11,5, RQ 9,0 60,100 52,73 62 

B 5-7 6,50 2 RQ9,0 60 52 52 

B 7-9 7,50 2 RQ 10,5 80 64 64 

B 9-12 7,50-11,25 2,3 RQ 14,0,RQ 19,0 100 73 73 

B > 12 13,50 4 RQ23,O 100 73 73 

L <5 3,00 1,2 RQ9,0 60 52 52 

L 5-7 6,00 2 RQ9,0 60 52 52 

L 7-9 6,50 2 RQ 10,5 80 64 64 

L 9-12 6,50-9,75 2,3 RQ 13,0, RQ 10,5 80 64 64 

L > 12 9,75-13,00 3,4 RQ 16,0 80 64 64 

K <5 3,00 1,2 (RQ 7,5) 50 44 44 

K 5-7 6,00 2 RQ9,0 60 52 52 

K 7-9 6,50 2 RQ 10,5 80 64 64 

K 9-12 6,50-9,75 2,3 RQ 13,0, RQ 10,5 80 64 64 

K > 12 9,75-13,00 3,4 RQ 16,0 80 64 64 

1) VA _ Ausbaugeschwindigkeit, bei BAB zur Vermeidung von Verzerrungen bei mehr als vier Fahrstreifen gemäß RAL-Q 
T abeUe S. 9 höher gesetzt. 

2) vV<rk - Verkehrsgeschwindigkeit (Erklärung der Begriffe im T.ext~. . . . 
3) realisierbare Durchschnittsgeschwindigkeit (Verkehrsgeschwmdlgkelt bzw. bel Bandbreiten deren Mittelwert) 
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Tabelle 6.3: Einstufung und Geschwindigkeiten im Straßennetz nach RAS-Q 1986 

Straßen- befest. Fahrbahn- Fahr- Straßen-
klasse Breite breite streifen Kategorie 

10m 10m 

BAB 7-9 3,75-7,50 1,2 AI 
BAB > 12 11,25-15,00 3,4 AI 
BAB > 12 18,75-30,00 5,6,7,8 AI 

B <5 3,75 I All 
B 5-7 6,50 2 All 
B 7-9 7,50 2 All 
B 9-12 7,50-9,75 2,3 All 
B > 12 14,00 4 All 
B > 12 21,00 5,6 All 

L <5 3,25 I AlII 
L 5-7 6,00-6,50 2 AlII 
L 7-9 7,50 2 All 
L 9-12 7,50-9,75 2,3 All 
L > 12 13,00 4 All 

K <5 3,00 I AIV 
K 5-7 7,00 2 AIV 
K 7-9 7,50 2 AlII 
K 9-12 7,50-9,75 2,3 AlII 
K > 12 12,50 4 AIII 

Straßen- Regei- vEI) VB2) ,,3) 

klasse querschnitt 
km/h km/h km/h 

BAB a 1/2msRQ29 100-120 90-110 100 
BAB a3/4msRQ29 100-120 90-110 100 
BAB aSms .. a8msRQ37,S 100-120 90-110 100 
B bl RQ 12 80-100 60- 70 65 
B d2 RQ 10 80-100 60- 70 65 
B b2RQ 12 80-100 60- 80 70 
B b2s,d3RQI4,RQI6 80-100 70- 80 75 
B b4msRQ26 90-100 70- 90 80 
B b6msRQ26 90-100 70- 90 80 
L d IRQ 10 60- 80 50- 70 60 
L e2,d2RQ9 60- 80 50- 70 60 
L b2RQI2 80-100 60- 80 70 
L b2s,d3RQI4,RQI6 80-100 60- 80 70 
L c4mRQ20 90-100 70- 80 75 

K e lRQ9 60- 80 40- 60 50 
K d2RQIO 60- 80 40- 60 50 
K b2 RQ 12 70- 80 50- 70 60 
K b2s,d3RQI4,RQI6 70- 80 60- 70 65 
K d4 RQ 16 70- 80 60- 80 70 

I , - Entwurfs eschwind" ) E g 19kelt 
2) VB "': ~emessungsgeschw.indighit (Er~läru.ng der Begriffe im Text) 
3) realiSierbare Durchschmttsgeschwrndlgkelt (Mittelwert der Bandbreiten) 
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Bei den Autobahnen mit 7-9 m Breite und den B-, L- und K-Srraßen unter 5 m Breite wur
den wie 1961 zur Abbildung von Fahrbahnästen Querschnitte halbiert. Die dreistreifigen 

Querschnitte erforderten eine ähnliche Auf teilung. 

In Tabelle 6.4 ist die Entwicklung der DurchschnittSgeschwindigkeit nach Straßenklassen 
und befestigten Breiten dargestellt. Die der befestigten Breite jeweils zuzuordnende Fahr
streifenzahl und die Netzlängen sind zusätzlich ausgewiesen. Bei den BAB- und B-Straßen 
standen für 1986 Daten zur Fahrstreifenaufteilung zur Verfügung, so daß der Bereich über 
12 m Breite feiner untergliedert werden konnte. Für 1961 wurde die Aufteilung geschätzt. 
Die Gewichtung innerhalb einer Straßen klasse erfolgte nach Netzlängen. Zwischen den 
Straßenklassen, also für die überörtlichen Straßen insgesamt, wurde nach den in Abschnitt 5 
erläuterten Fahrleistungsanteilen gewichtet. Damit ergibt sich für den Untersuchungszeit
raum eine Steigerung der durchschnittlichen Pkw-Geschwindigkeit um 35% von 57 auf 
77 km/ho Dieser Wert liegt über den Steigerungsraten der einzelnen Straßenklassen, weil die 
überproportionale Zunahme des Verkehrs auf Autobahnen durch die Fahrleistungsgewich
tung in die Geschwindigkeitsberechnung eingeht. Da die realisierbare Durchschnitts
geschwindigkeit betrachtet werden soll, ist das auch beabsichtigt. Diese Steigerung ist 
größer als diejenige im Bahnnetz ohne (+24%) bzw. mit (+26% ) lCE-Berücksichtigung. 
Bei einer Gewichtung nach Netzlängen erhält man eine Steigerung um 20% von 51 auf 61 
km/h für die Gesamtheit der überörtlichen Straßen. 

Wie beim Bahnnetz lassen sich die ermittelten Geschwindigkeiten nicht ausschließlich aus 
Infrastruktureinflüssen herleiten, da die Berechnung der RAL-Q/RAS-Q-Geschwindig
keiten die Fahrzeugtechnik berücksichtigt. Deshalb soll die Leistungsentwicklung der Pkw 
zusätzlich analysiert werden. Dazu werden den nach Hubraumklassen unterschiedenen 
Pkw-Bestandszahlen durchschnittliche PS-Werte zugewiesen und mit dem Anteil am jewei
ligen Gesamtbestand gewichtet. Daraus resultiert, wie Tabelle 6.5 zeigt, eine Leistungsstei
gerung der Pkw im Untersuchungszeitraum von 131 %. Der Wert liegt in vergleichbarer 
Größenordnung wie bei den Schienenfahrzeugen (+ 126%, bzw. + 131 % mit ICE). Auch 
hier liegt die Zunahme der Fahrzeugleistung wesentlich über der Qualitätssteigerung der 

Infrastruktur. 
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Tabelle 6.4: Netzlängen und Durchschnittsgeschwindigkeiten im Straßennetz nach 
Straßenklassen und befestigten Breiten 1961 und 1986 (km/h; Steigerung in %) 

Straßen- Befestigte Fahrstreifen- Netzlänge Durchschnitts-
klasse Breite zahl geschwindigkeit 

inkm km/h km/h in% 
1961 1986 1961 1986 1961-1986 

BAB 7-9 1,2 71 94 73 100 +37 
BAB > 12 3,4 2404 6599 77 100 +30 
BAB > 12 5-8 196 1657 80 100 +25 
BAB gesamt 2671 8350 77 100 +30 

B <5 1,2 3355 55 62 65 + 5 
B 5-7 2 16885 6978 52 65 +25 
B 7-9 2 3258 17078 64 70 + 9 
B 9-12 2,3 1022 3665 73 75 + 3 
B > 12 4 742 3403 73 80 +10 
B > 12 5,6 0 193 73 80 +10 
B gesamt 25262 31372 56 71 +27 

L <5 1,2 35537 4378 52 60 +15 
L 5-7 2 20364 42562 52 60 +15 
L 7-9 2 1151 12630 64 70 + 9 
L 9-12 2,3 SO, 2519 64 70 + 9 
L > 12 3,4 209 1207 64 75 +17 
L gesamt 57766 63296 53 63 +19 

K <5 1,2 43255 15814 44 50 +14 
K 5-7 2 6960 48980 52 50 - 4 
K 7-9 2 311 4145 64 60 - 6 
K 9-12 2,3 150 862 64 65 + 2 
K > 12 3,4 73 421 64 70 + 9 
K gesamt 50749 70222 46 51 +11 

<5 1,2 82147 20247 57 60 + 5 
5-7 2 44209 97937 52 60 +15 
7-9 2 4791 33876 66 79 +20 

9-12 2,3 1677 7046 68 71 + 4 
> 12 3,4 3624 13964 70 85 +21 

Summe 
überördiche Straßen gesamt 136448 173240 57 77 +35 

Quellt', Verkehr Jß Zahlen 1991, S. 174 L; Schlusselung der meht nach Fahrbahnbreiten ausgewiesenen Strecken 1986: 
196 km B auf 7-9 m, 319 km L und 264 km K aufS-7 m; eigene Berechnungen (Erklärung im Text). 
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Tabelle 6.5: Pkw-Bestand und Leistungsfähigkeit nach Hubraumklassen 1961 und 1988 

1961 1988 

Hubraum PS Anzahl PS Anzahl 

inemJ in 1000 in 1000 

<999 25 1487 40 2057 

1000-1499 35 3111 65 9170 

1500-1999 60 543 90 13552 

>2000 80 203 120 4099 

gesamt 5344 28878 

QueUe: Verkehr in Zahlen 1991, S. 225-227 

In Tabelle 6.6 und Abbildung 6.1 sind die Steigerungen von Geschwindigkeit und Fahrzeug
leistungsfähigkeit im Schienen- und Straßennetz nochmals miteinander verglichen . Eine 
Differenzierung der Pkw-Leistungsfähigkeit nach $traßenklassen wäre nicht sinnvoll. Die 
universelle Einsetzbarkeit ist eine wesentliche Eigenschaft des Pkw. 

Tabelle6.6: Geschwindigkeitszuwächse und Steigerung der Fahrzeugleistung im Schienen
und Straßennetz nach Streckenkategorien bzw. Straßenklassen 1961-1988/1986 

(Steigerung in %) 

Strecken- Durchschn.- Fahrzeug- Straßen- Durchschn .- Fahrzeug-

kategorie geschw. leistungsf. klasse geschw. leiStungsf. 

HAS +26% + 82% BAB +30% +131% 

NFS +26% +271% B +27% +131% 

SBS +24% + 68% L + 19% +131% 

RVS +18% + 78% K +11% +131% 

alle überörtliche 

Strecken +24% +126% Straßen +35% +131% 

Im Straßen- wie im Bahnnetz liegt die Geschwindigkeitszunahme in den höherwertigen 
Netzteilen über derjenigen im nachgeordneten Netz. Eine Einbeziehung der 1991 eröff
neten Neubaustrecken der DB würde das Spektrum der Geschwindigkeitssteigerungen im 
Bahnverkehr ausweiten und für die HAS einen Wert um 30% ergeben. Auch bei der Fahr
zeugleistung würden höhere Werte bei den HAS und im Durchschnitt resultieren . Die 
geringe Streuung der Geschwindigkeitssteigerungen auf dem hier ausgewiesenen Stand 
1988 ist damit zu erklären, daß Elektrifizierung, signaltechnische Verbesserungen und 
begrenzter Streckenausbau bei HAS und NFS per Saldo nicht zu einer spürbar höheren 
Geschwindigkeitssteigerung gegenüber den Regionalverkehrsstrecken führen, deren 
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Geschwindigkeitszuwächse fast ausschließlich durch Fahrzeugverbesserungen zustande 
kommen. Auch bei den NFS haben Fahrzeugverbesserungen einen großen Anteil an der 
Leistungssteigerung. Die relativ starke Streuung der Geschwindigkeirszuwächse im 
Straßennetz liegt an den unterschiedlichen Ausbaustandards, die den Straßenklassen 
zugeordnet sind. 

Abbildung 6.1: Geschwindigkeitszuwächse und Steigerung der Fahrzeugleistung 
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7. Beurteilung der Investitionen im Schienen- und Straßennetz 

Die ermittelten Daten zeigen eine größere Übereinstimmung der Investitionen in das Schie
nen- bzw. Straßennetz, als es zu erwarten war. Dies betrifft die Verteilung der Investitionen, 
aber auch die Entwicklung der Leistungsfähigkeit in den Streckenkategorien bzw. Straßen
klassen. Die Leisrungssteigerung der Straßen-Infrastruktur liegt mit 35% etwa beim 
I,Sfachen der Geschwindigkeitszunahme im Bahnverkehr von 24% . Während im Straßen
netz in allen Straßenklassen qualitätsverbessernde Investitionen vorgenommen wurden, 
konzentrieren sich diese bei der Bahn, abgesehen von signaltechnischen Maßnahmen, auf 
Hauptabfuhr- und S-Bahn-Strecken . Bei Regionalverkehrs- , teilweise auch bei Nebenfern
strecken, sind Leistungssteigerungen vorwiegend auf Fahrzeugverbesserungen zurück
zuführen. 

Die eingangs gestellte Frage einer Vernachlässigung der Bahn bei Investitionen muß in der 
pauschalen Form verneint werden. Sie trifft allenfalls für Regionalverkehrs- und Nebenfern
strecken zu. Gerade bei diesen Strecken ergeben Wirtschaftlichkeitsrechnungen in aller 
Regel keine Vorteilhaftigkeit einer qualitätsverbessernden Investition. Eine Differenzierung 
des in Abschnitt 1 (Tabelle 1.2) durchgeführten Vergleichs der Investitionseffizienz nach 
Straßenklassen dürfte für die Straßen des nachgeordneten Netzes allerdings ebenfalls zu 
relativ schlechten Ergebnissen führen. Man kann sicherlich konstatieren, daß der Straßen
bau im Untersuchungszeitraum "hinter der steil ansteigenden Nachfrage hinterher
hinkte."> Davon unberücksichtigt bleibt jedoch die Frage, ob durch höhere qualitätsverbes
sernde Investitionen in das Schienennetz nicht auch dort Verkehrszuwächse möglich gewe
sen wären. Die Neubaustrecken 1991 und auch örtlich begrenzte Einzelmaßnahmen wie die 
City-Bahnen und einige Regionalschnellbahnstrecken sind dafür eindeutige Beispiele. 

Abkürzungsverzeichnis 

ASS Ausbaustrecke 

BAS, B, L, K 

SVWP 

DVWG 

Straßenklassen (Bundesautobahn, Bundes-, Landes-, KreiSS!raße) 

Bundesverkeh rs ~;egeplanu ng 

Deutsche Verkehrswissenschaftliche Gesellschaft 

0 , E, F, IC, ICE. Zugganungen (Schnell-. Eil, Fernschnell -, Inlercity-, Intercity-Expreß-, Inlerregio-, Nahverkehrszug, 
IR, N, RSB, S Regionalbahn. Regionalschnellbah, Sudtschnellbahn 

FGSV Forschungsgesellschaft für das Slraßen- und Verkehrswesen 

HAS H aupubfuhrstrecke 

IV Internationales Verkehrswesen 

KLV Kombinierter Ladungsverkehr 

NBS Neubaustrecke 

NFS Nebenfernstrecke 

25) U v. Suntum, Verkehrspolitik, München 1986, S. 106. 
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RAL-Q 

RAS-Q.-W 

Rbf 

RQ 

RVS 

SBS 

ZZP 

V~rn~chJa'ssiglJng der Bahn bei Infrastruktur-Investitionen? 

Richtlinie für die Anlage von Landstraßen, Teil I: Querschnittsgestaltung 

Richtlinien für die Anlage von Straßen, Teile: Querschnitte, Winschaftlichkeitsuntersuchungen 

Rangierbahnhof 

Regelquerschnitt 

Regionalverkehrsstrecke 

S-Bahn-Strecke 

Zemrale der OB, Zentralstelle Produktion 

Abstract 

The ~uge increase of foad traffie volume during the last decades is often attributed [0 the enlargement and improve f 
~oad mfrastructure: On the oth~r hand .the stagn;nion of railway clemand is explained by an insinuatecl neglectin of:~n;: 
mfrastructure. A dlrect companson of Investment expenditure on road and rai! infrastructure in West Germanygshow h Y 
~he amoum of roa~ investments is.about four ti~es the amount of rail infrastruetu re investments for the period 1961-19~~ ~ 
/udgement of the mvestment pohey must eonslder .the transport quality earried out in the infrastructure. Therefore ~he 
development of average road speed was compared wlth the deveJopmem of average rail speed for the period 1961 - 1988 The 
~oad speed was analyzed f.or di~ferent classes of roads~ the rail speed was differemiated in classes of railway lines. The r~sult
Ing dev:l?pment of.speed.ls an mcreas~ of about 3~% In averag: TOad speed and an increase of24% in raH speed, respeetivel . 
An addItlona~ con~lderauon of the High Speed Lmes opened m 1991 (niarges the raiJ inerease to 26%. The inerease in t~ 
power of vehlcles In the same period must be eonsidered as weil. It comes to an amount of 1JI % for motor cars and t 
amounl of 126% for .loeomot~ves. -':hus a certain p a.TI o~ speed increase must be attributed {Q the enlargement of ve~c~ 
pOI~erf' Although the Ißcrease l~ reahud road speed 15 a lmle JaTger than the incTease in rail speed, an explicit neglecting of 
Tal m rastructure cannot be denved from these resullS. 

lnterdependenun zwischen Telekommunikation und Personem-erkehr 

Interdependenzen zwischen Telekommunikation und Personenverkehr 

Theoretische Überlegungen und empirische Befunde am Beispiel der 

Auswirkungen von Videokonferenzen auf den Geschäftsreiseverkehr 

VON STEFAN KÖHLER, HEILBRONN 

1. Problemstellung und Zielsetzung 

Verkehr beinhaltet sowohl den Transport von Personen und Gütern als auch von Informa
tionen (Nachrichtenverkehr). Während der Personen- und Gütertransport immer auf mate
rieller Basis erfolgt und damit physische Ortsveränderungen bedingt, kann die Übermitt
lung von Informationen materiell, wie z.B. im Brief- und Paketverkehr, oder unter der Ver
wendung (opto-) elektronischer Hilfsmittel in der Telekommunikation vollzogen werden. 

Angesichts anhaltend hoher Zuwachsraten im Personenverkehr Stößt die nur begrenzt 
erweiterungsfähige Infrastruktur für Personen- und Gütertransport zunehmend an ihre 
Kapazitätsgrenzen, wie auch zugleich die Verkehrsentwicklung generell in verstärktem 
Maße gesellschafts- und umweltbezogene Verträglichkeitsgrenzen berührt. Innovationen in 
der Telekommunikation, welche gegenüber physischen Personentransportmitteln hinsicht
lich ihres Energie- und Flächenbedarfs als vergleichsweise ressourcenschonend anzusehen 
sind und zudem deutlich weniger Emissionen verursachen (vgL z.B. Schmidu.a. 1984), fin
den auch im Bereich der Verkehrswissenschaften und der Verkehrsplanung verstärkt Beach
tung, vor allem hierbei unter dem Aspekt einer "intelligenten" Verkehrslenkung (siehe 
hierzu z_B. StergioulStarhopoulos 1989; TakadalWada 1990). Eine geringere Beachtung 
wird dagegen der Frage zuteil, ob und inwieweit der Verschmelzungsprozeß von Telekom
munikation und Informatik (Telematik) es erlaubt, bestimmte Tätigkeiten, für die zuvor 
physischer Verkehr in Form von Ortsveränderungen notwendig war, "in der Ferne" (tele, 
griechisch )in der Ferne<) zu erledigen. 1m Bereich der Sprachkommunikation weist hier das 
Fernsprechen (Tele-Phonieren) bereits eine lange Tradition auf. Hinzu kommen nun neu
artige Fern-Anwendungsformen der Telekommunikation wie beispielsweise die Tele-Heim
arbeit. die Tele- bzw. Videokonferenz, Tele-Banking oder Tele-Shopping. 

In ersten Plausibilitätsüberlegungen (vg1. z.B. Milzkott 1982; Türke 1984) und hypothesen
gestützten Modellrechnungen (vor allem HenekeilNopperl Rauch 1984; Rotaehl Keller 
1987; Boghani et a1. 1991) wurde davon ausgegangen. daß neue Telekommunikationsanwen
dungen bei großer Marktdurchdringung eine bis zu rund 20%ige Reduzierung des Ver
kehrsaufkommens im Berufsverkehr bei Tele-Heimarbeit, des Geschäftsreiseverkehrs bei 
Tele-Konferenzen (Videokonferenz) oder des Einkaufsverkehrs bei Tele-Shopping bewir-
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ken. Nicht zuletzt mangels empirischer Untersuchungen ist bis heute allerdings weitgehend 
unklar, ob sich solche verkehrsreduzierenden Effekte überhaupt einstellen, oder ob sie 
nicht gar durch andere oder zusätzliche, d.h. neuinduzierte Verkehre, die durch die neuarti_ 
gen Anwendungen der Telekommunikation ausgelöst werden, kompensiert werden. 
Grundsätzlich wird bei den bislang angestellten Überlegungen und Untersuchungen die 
Frage übergangen, inwieweit Telekommunikation unter Kosten-lNutzen-Gesichtspunkten 
tatsächlich eine wirtschaftliche Alternative zu physischem Verkehr darstellt, d.h. kosten
günstiger ist und unter einer solchen Maxime, sofern sie erfüllt wird, dann auch zur Redu
zierung von Fahrten herangezogen wird. Denn nur im Falle einer starken Nachfrage nach 
diesen Technologien im allgemeinen und deren betOnten Anwendung unter dem Aspekt 
einer Verkehrsreduzierung im besonderen sind bemerkenswerte Reduktionen im Personen
verkehr überhaupt erzielbar. Ob eine Verkehrsreduktion wirklich erreicht werden kann und 
welches Ausmaß sie einnehmen könnte, ist empirisch zu ermitteln. 

2. Interdependenzen in der Entwicklung von Telekommunikation 
und Personenverkehr 

Telekommunikation und Personen- und Gütertransporr sind auf vielfältige Art und Weise 
miteinander verknüpft und hängen, was ihre Entwicklung, Verbreitung und Art der Anwen
dung anbetrifft, stark voneinander ab (vgl. z.B. KreuzlSchulrz-WiId 1975; Heinze 1984; 
HarrmannlLarzerlSinr 1988; Köhler 1993a). Wie Abbildung 1 verdeutlicht, sind bei der 
(Weiter-)Entwicklung der einzelnen Verkehrssubsysteme der Telekommunikation und des 
Personen- und Güterrransporres ähnliche Prozesse hinsichtlich der sukzessiven Erweite
rung der Angebotsvielfalt, des Ausbaus und der Verfeinerung der Organisationsform und 
der zunehmenden Vernetzung der Infrastruktur sowohl innerhalb beider Verkehrssub
systeme, d.h . .,systemintern" wie auch zwischen diesen Verkehrssubsystemen (.,system
übergreifend") festzustellen. 

Bemerkenswert ist in diesem Zusammenhang, daß Nachrichtenverkehr von Beginn an dazu 
herangezogen wurde, physischen Verkehr gezielt zu lenken und zu steuern. So diente der 
Telegraph im vorigen und bis in die Mitte von diesem Jahrhundert neben militärischen An
wendungszwecken vorrangig der Organisation und Koordination des Eisenbahnverkehrs 
(vgl. Sax 1920; Schivelbusch 1977). Eine ähnliche Funktion nahm später das den Telegraph 
zunehmend ablösende Telefon ein, dessen Verbreitungsprozeß wie Abbildung 2 verdeut
licht, in etwa dem Diffusionsverlauf des Individualverkehrsmittels Automobil gleicht. Auch 
wenn das Telefon vermehrt für private zwischenmenschliche Kommunikationszwecke Ver
wendung findet (vgl. Lange 1989), so dienen den Ergebnissen einer empirischen Untersu
chung aus Frankreich zufolge (vgl. Claisse 1989) auch noch heute mehr als ein Drittel aller 
Telefongespräche der Vorbereitung, Organisation und Abstimmung von Tätigkeiten, die 
mit Ortsveränderungen - sprich Verkehr - verbunden sind. Die parallele Entwicklung und 
Verbreitung bei den bislang angesprochenen Telekommunikations- und Personentransport
mitteln spiegelt sich im übrigen auch in der jeweiligen Infrastruktur wider: Telegraphen
linien führten überwiegend entlang der Eisenbahnlinien, die Fernmeldenetze für Telefon, 
Telex, Datex oder Btx sind zumeist unterirdisch im Straßenraum verlegt. 
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Abbildung 1: Entwicklung der Verkehrssysteme im Personenverkehr 
und in der Telekommunikation 
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Abbildung 2: Entwicklung der Nachfrage nach Telefon und AutOmobil 
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Insbesonde.:e ~ine vergleichende Betrachtung der zeitlichen Entwicklung der Nachfrage 
nach den ganglgSt~n Verkehrsmitteln bzw. Verkehrsträgern bei Telekommunikation, dem 
Tel~fon, un~ phYSIschem Personenverkehr, dem Automobil, weist auf Interdependenzen 
zWISchen beIden Verkehrssubsystemen hin (Abbildung 2). Aber auch Daten zur Nutzungs
mte.n~Itat belegen sol~he gegenseitigen Zusammenhänge. Ähnlich wie sich die Nutzung des 
IndlvldualverkehrSffilttels AutOmobil auf Kosten von Öffentlichem Verkehr und von Fahr
rad ~nd Zu-F~ß-Gehen ste.ige.rte und die durchschnittliche Reiseweite stetig zunahm, so 
hat stch auch dIe durchschntttlIche Gesprächshäufigkeit je Einwohner und Jahr im Telefon
verkehr allemzwIschen 1979 und 1985 von rund 300 auf 500 erhöht. Statistische Angaben zur 
durchsch~ltthch.en Ent~ernung, über die Telefonate geführt werden, liegen nicht vor. 
Anhand eIner DifferenZIerung von Orts- und Ferngesprächen läßt sich jedoch eine räumli
che Ausdehnung des Gesprächsradius belegen. Während beispielsweise im Jahr 1950 die 
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Anzahl der Ortsgespräche noch sechsmal so hoch wie die der Ferngespräche war, betrug 
dieser Faktor im Jahr 1988 - trotz zwischenzeitlicher Ausweitung der Ortsnetzwahlberei
che - nur noch 1,5. Gerade in den letzten Jahren zeigte sich, daß unter den Ferngesprächen 
vor allem die Auslandsgespräche die höchsten Zuwachsraten aufweisen (Maschke 1989). 

Diese auffallend nahe beieinander liegenden Entwicklungsverläufe legen die Schlußfolge
rung nahe, daß bezüglich verkehrlicher Effekte der Anwendung von Telekommunikations
techniken, so wie es Cerwenka (1984, S. 246) erstmalig formulierte eher "ergänzende Sym
bioseeffekte" als reine Substitutionsbeziehungen zwischen beiden Verkehrssubsystemen 
bestehen. Zu beachten ist jedoch, daß eine rein sekundärstatistische Analyse die Vielfalt von 
verkehrlichen Einzelwirkungen verdeckt, die sich in der Regel innerhalb eines Saldos bzw. 
einer Bilanzierung verbergen. Aus einer Vielzahl von Einzelbeispielen, insbesondere hier 
auS industriesoziologischen Studien (z .B . Reinke 1988) sowie aus verkehrsgeographischen 
und kommunikationswissenschaftlichen Untersuchungen (Thorngren 1970; Cherry 1977) 
ist bekannt, daß Telekommunikation den Personenverkehr nicht ausschließlich stimuliert 
hat, sondern auch eine Substitution einzelner Verkehre bewirkte. 

Starke Unterschiede ergeben sich hinsichtlich der Nachweisbarkeit verkehrlicher Effekte. 
Während die Substitutions effekte in Form von Ursache-Wirkungs-Ketten vergleichsweise 
einfach zu bestimmen sind, treten hingegen verkehrs induzierende Wirkungen nur selten 
unmittelbar, sondern eher in Form von sogenannten Sekundäreffekten vermittelt auf. Zur 
Veranschaulichung der Komplexität mittelbarer verkehrlicher Effekte sei hier die Teleheim
arbeit exemplarisch herausgegriffen. So wird von der Praktizierung von Teleheimarbeit eine 
Suburbanisierung von Wohnstandorten als direkte Folgewirkung erwartet. Sollten infolge 
von Teleheimarbeit tatsächlich dezentraler gelegene Wohnstandorte gewählt werden, so 
würden hieraus unter Umständen längere Fahrten für andere Verkehrzwecke (Einkaufen 
etc.) oder eine Verlängerung der wenigen verbleibenden Fahrten zum Arbeitgeber bzw. 
alten Arbeitsplatz resultieren. Denkbar sind aber auch Verlagerungen auf andere Fahrten
zwecke, wie z.B. auf häufigere und/oder weitere Fahrten im Freizeitverkehr als Kompensa
tion "eingesparter" Zeit und KoSten im Berufsverkehr (vgl. Köhler 1993b). An diesem Bei
spiel wird deutlich , daß eine empirische Erhebung solcher Sekundäreffekte nicht nur unter 
methodischen Gesichtspunkten kompliziert ist, sondern auch dadurch erschwert wird, daß 
die Folgeeffekte erst mit zeitlicher Verzögerung auftreten (können) und schwerlich aus 
einem Bündel anderer Faktoren herauszufiltrieren sind, wie dies Veränderungen in Randbe
dingungen der wirtschaftlichen Entwicklung allgemein oder beispielsweise der Kostenent
wicklung bei einzelnen Verkehrsträgern im speziellen darstellen. 

In Form von Panel-Studien wurden in den Vereinigten Staaten für den Bereich derTeleheim
arbeit, welche im Gegensatz zur Bundesrepublik dort bereits eine gewisse Verbreitung er
fahren hat, erste Erhebungen zu den verkehrlichen Wirkungen durchgeführt (vgl. Kitamura 
et al. 1991; Mokhtarian 1991 ; Nilles 1991). Diese Langzeitsrudien, die das verkehrliche Ver
halten von Arbeitnehmern vor und nach der Einführung von Teleheimarbeit protokollier
ten, belegen bei Teleheimarbeit Substitutionseffekte in einer Größenordnung von bis zu 
einer um 50% verringerten Fahrtenhäufigkeit im Berufsverkehr. Verkehrliehe Folgeeffekte 
in Form zusätzlicher Fahrten oder Wege für andere Verkehrszwecke zeigen sich diesen 
Begleituntersuchungen zufolge dagegen (noch) nicht. Auch bezüglich des Wohnstandort-
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verhaltens haben sich bei Teleheimarbeitern keine Veränderungen eingestellt. Bemerkens_ 
wert ist hier somit nicht nur die außerordentlich hohe Reduktionsrate von Fahrten im 
Berufsverkehr im Falle einer Praktizierung von Teleheimarbeit, sondern auch das Ausblei
ben von Folgeeffekten in Form von Wegeverlängerungen oder von Fahrten zu anderen 
Zwecken (Einkaufsverkehr, Freizeitverkehr). Dies kann als ein erSter Hinweis dahingehend 
fesrgeha,lten werden, ~aß bei neueren Telekommunikationsanwendungen andere Wirkungs_ 
mechanIsmen als zWischen Telefon und Automobil bestehen könnten. So beeindruckend 
diese amerikanischen Forschungsergebnisse auch sind, so ist doch einschränkend darauf zu 
verweisen, daß sich in den Vereinigten Staaten fürTeleheimarbeit besonders solche Personen 
inter~ssiert gezeigt haben, bei denen stark überdurchschnittliche Entfernungen zwischen 
Arbeltsplatz und Wohnort vorlagen. Zum einen dürfte damit bei den amerikanischen Tele
heimarbeitern ein besonderes Interesse an einer Reduktion der Fahrtenhäufigkeit und ge
fahrener Wege bestehen. Zum anderen ist von einem vermutlich geringen Interesse an einer 
Verlagerung des Wohnstandortes auszugehen, da die Teleheimarbeiter überwiegend bereits 
s~hr dezentral woh~en. Dieses Beispiel zeigt damit zugleich, daß die Randbedingungen für 
die Analyse und die Interpretation von empirischen Erhebungen zu den verkehrlichen 
Effekten neuerer Telekommunikationsanwendungen nicht außer Betracht gelassen werden 
dürfen. 

3. Videokonferenzen und Geschäftsreiseverkehr 

Nachfolgend werden die Auswirkungen der Anwendung von Videokonferenzen auf den 
Geschä.ftsre.iseverkehr untersucht. Die Videokonferenz als moderne und leistungsfähige 
Forr~ einer I~te~aktive~ Bildkommunikatio,n wurde für eine empirische Untersuchung aus
gewahlt, wed hierzu bislang nur ansatzweIse Erkenntnisse zu den verkehrlichen Auswir
kungen bestehen (v gl. beispielsweise Biermann 1984; Ollmann 1990). Unter methodischen 
G~sichtspunkten bietet sich die Videokonferenzanwendung insofern an, als sie zum einen 
seit nunmehr bald 10 Jahren auf dem Markt verfügbar ist und somit seitens der Nutzer mitt
lerweile von ein~r Routine- bzw. Regelanwendung gesprochen werden kann, die aus dem 
E.rpro,bungsstadlum herausgeschritten ist (Quadt 1991). Zum anderen ist von Vorteil, daß 
die Videokonferenz fast ausschließlich das relativ trennscharf abgrenzbare Segment des 
Geschäftsreiseverkehrs betrifft. 

Zur E:ffiittlung empirischer Angaben wurden Gespräche mit Experten aus insgesamt 25 
ve~schledenen Unternehmen, welche die Videokonferenztechnik mehr oder weniger erfolg
reich ~n~enden, durchgeführt. Ergänzend dazu wurden mittels Fragebogentechnik bun
desw~It I?sgesa~t 9~ verschiedene Teilnehmer an Videokonferenzen schriftlich befragt, ob 
und lOwlefern sich Ihre Geschäftsreisetätigkeit durch die Bildkommunikation verändert 
hat. 

3.1 Diffusion und Akzeptanz der Videokonferenzanwendung 

Die ~bertragung von Bildern wurde bereits wesentlich früher erfunden und ausprobiert, 
als dIes mit der offiziellen Einführung dieses Dienstes durch die Deutsche Bundespost im 
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Jahr 1984 der Fall war. Bereits 1927 gelang es den Bell Laboratories erstmalig Bewegtbilder 
über eine Telefonleitung zu übertragen. 1936 wurden von der damaligen Reichspost erste 
,.Fernseh-Sprechverbindungen" in Deutschland installiert, mangels fehlender wirtschaft
licher Tragfähigkeit sowie wegen minderwertiger Qualität und geringer Nachfrage dann 
aber zugunsten anderweitiger Verwendungszwecke aufgelöst (Reurer 1990). 

Die,. Wiederentdeckung« der Bildkommunikation in Form der Videokonferenz in der 
Mitte der 80er Jahre erfolgte von Beginn an unter der Prämisse, daß Bildauflösung und Bild
übertragungsqualität der des Fernsehens entsprechen müssen, um überhaupt eine entspre
chende Akzeptanz zu erzielen. Zur Gewährleistung dieses Anspruches war allerdings auch 
ein leistungsfähiges Übertragungsnetz notwendig, welches auf der Basis des glas fasrigen 
Vermittelnden-Breitband-Netzes (VBN) mit einer Kapazität von 140 Mbit durch die Deut
sche Bundespost bereitgestellt wurde. Technische Verbesserungen bei Bildkodieralgorith
men und Bildtransformation verringern zwischenzeitlich in zunehmenden Maße den Bild
qualitätsverlust bei der Verwendung von Übertragungsnetzen geringerer Dimensionierung, 
so daß das schmalbandigere ISDN-Netz von den Anwendern zunehmend bevorzugt wird. 
Auch wenn derzeit noch drei oder sechs ISDN-Anschlüsse für eine Bildübertragung in ak
zeptabler Qualität zusammengeführt werden müssen, wird die Bildkommunikation in Zu
kunft allein aus Kostengründen, wie es weiter unten noch deutlich belegt werden wird, ver
stärkt über das ISDN laufen. Das Bildtelefon, welches seit knapp einem Jahr als "arbeits
platzorientierte" Ergänzung zur "repräsentativeren" Videokonferenz angeboten wird, 

bestreitet bereits diesen Weg. 

Angesichts einer von an die 500 herangehenden Anzahl von Teilnehmern im Breitbandnetz 
Ende 1991 (Deutsche Bundespost Telekom 1992) ist die Nachfrage nach Videokonferenzen 
als bescheiden zu charakterisieren (vgl. Abbildung 3). Auch der vielzitierte Golfkrieg mit 
den Reiseverboten im mittleren und gehobenen Management verhalf der Bildkommuni
kation nicht zum Durchbruch - obwohl Tageszeitungen und Zeitschriften hierzu ganz 
andere Ansichten verbreiteten (vgl. z.B. Zumbusch 1991). Auch dem Bildtelefon scheint 
nach derzeitiger Marktbeobachtung keine rasche Diffusion vergönnt, wobei angesichts der 
kurzen Markteinführungszeit ein abschließendes Urteil jedoch noch verfrüht ist. 

Bei der Videokonferenz stellen sich gleich mehrere Gründe als akzeptanzhemmend her
aus. So spielen organisatorische Gesichtspunkte, wie z.B. die Frage der Lokalisation der 
Anlage im Unternehmen, eine nicht zu unterschätzende Rolle. Auch auf individueller 
Ebene einzelner Mitarbeiter zeigt sich häufig eine der Technik gegenüber ablehnende Ein
stellung, besonders dann, wenn z.B. befürchtet wird, auf eine vielleicht selten anstehende 
und von daher als "Privileg" empfundene Dienstreise verzichten zu müssen (vgl. Köhler 
1993c). Entscheidend für die geringe Nachfrage sowie auch die mit durchschnittlich 10 Kon
ferenzen je angeschlossenem Unternehmen und Monat geringe Auslastung bestehender An
lagen sind weiter die hohen Investitionskosten, die in der Regel bereits zwischen DM 50.000 
und 250.000 für technische Geräte und evtl. erforderliche Raumumbauten (Akustik, 
Beleuchtung etc.) ausmachen. Hinzu kommen Grundgebühren und - wie es im folgenden 
Abschnitt vertiefend behandelt wird - ausgesprochen hohe Übertragungsgebühren . 
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Abbildung 3: Videokonferenzteilnehmer in der Bundesrepublik Deutschland 1991 und 
zeitliche Entwicklung von 1984 bis 1991 
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).2 Kostenvergleich GeschäftsreiselVideokonferenz 

Zumal seitens der Telekom als Netzbetreiber sowie von diversen Geräteherstellern damit 
geworben wird, daß eine Videokonferenzanwendung Reisezeiten und Reisekosten redu
ziere, wird vorweg anhand von Modellrechnungen hinterfragt, inwieweit allein unter 
Berücksichtigung ökonomischer Kriterien das Abhalten einer Konferenz via Bildschirm 
günstiger ist als im Rahmen der Durchführung einer Geschäftsreise. 

Um die einzelnen Tarifzonen abzudecken, wurden sechs verschiedene Geschäftsreise- bzw. 
Videokonferenzrelationen von ein und demselben Bezugsort Sturrgart aus für die Vergleichs
rechnung herangezogen. Es sind die Relationen von 5turrgarr nach Böblingen, Karlsruhe, 
Frankfurt, Hamburg, Madrid und San Francisco. Wie Abbildung 4 für das Beispiel Stuttgart
Karlsruhe verdeutlicht, ist die Videokonferenz im Breitbandnetz (YBN) nur dann kostengün
stiger, wenn der Parameter .,Besprechungszeit" kurz ist und/oder die Anzahl der Teilnehmer 
steigt. Im ISDN wird die Bildkommunikation insbesondere dann eine Alternative darstellen, 
wenn die Bildübertragungsqualität bei Verwendung eines einzigen Anschlusses für den ge
wünschten Anwendungszweck ausreichend ist. Da derzeit noch sechs oder mindestens drei 
ISDN-Anschlüsse zur Gewährleistung einer ausreichenden Qualität gekoppelt werden müs
sen, sind diese .,optimalen" Werte um den emsprechenden Faktor zu multiplizieren. 

Bei einer Betrachtung des "Entfernungsparameters" als Teilgröße zeigt sich, daß Videokon
ferenzen mit zunehmender Entfernung günstiger werden, da die Übertragungskosten auf 
den einzelnen Kilometer bezogen stärker abnehmen als dies bei der Wahl von Personenver
kehrsmitteln der Fall ist. Lediglich die Gebührenstaffelung nach Tarifzonen führt gewisse 
"Sprünge" mit sich, die bei Videokonferenzen über Staatsgrenzen hinweg trotz geringer 
Entfernungen (z.B. Karlsruhe-Straßburg) hohe Gebühren verursachen kann. 

Zu berücksichtigen ist bei diesen Vergleichs rechnungen, daß die Besprechungszeit, wie Ana
lysen des Geschäftsreiseverkehrsverhaltens empirisch ermittelt haben, im Mittel um den Fak
tor 1,2 über der Reisezeit liegt (vgl. vor allem Merckens 1984). Es zeigt sich somit, daß mit 
zunehmender Entfernung und in der Regel damit einhergehender steigender Reisezeit, die 
Besprechungszeit zunimmt. Eine Betrachtung der beiden Abbildungen 4 und 5 dahingehend 
verdeutlicht, daß die Videokonferenz im VBN in den seltensten Fällen (eigentlich nur bei 
hoher Teilnehmer- bzw. Reisendenzahl) wirtSchaftlicher ist. Im ISDN ist die Bildkommuni
kation zwar bereits wesentlich öfters kostengünstiger, stellt aber selbst auch dann noch bei 
weitem nicht in allen Fällen die erstrebenswerte Alternative zu einer Geschäftsreise dar. 

Ein Kosten-Nutzen-Vergleich sollte aber auch qualitative Effekte der Videokonferenzan
wendung berücksichtigen, die nicht oder nur schwerlich monecarisierbar sind, einem 
Unternehmen jedoch enorme wirtschaftliche Vorteile, z.B. durch verbeserte Position im 
Wettbewerb, bescheren können. Eine Befragung von 98 Anwendern hat gezeigt, daß von 
ihnen die Bildkommunikation weniger unter dem Aspekt der Reduzierung von Dienstrei
sen als vielmehr unter dem Gesichtspunkt der Verbesserung kommunikativer Strukturen im 
Umernehmen und zu Geschäftspartnern sowie einer Effektivierung von Arbeitsprozessen 
zustimmend bewertet wird. Je häufiger die Befragten dabei an Videokonferenzen teilge
nommen haben, desto positiver ist in dieser Hinsicht ihr Eindruck von derTechnik der Bild
kommunikation (vgl. Abbildung 6). 



214 Interdependenzen zwischen Tdekommlmik~rion und Personenverkehr 

Abbildung 4: ReisekoSten Stuttgart-Karlsruhe im Vergleich zu Übertragungskosten im 
VBN und der künftig voraussichtlich günstigsten Alternative im ISDN-Netz 

Stuttgart -Karlsruhe 

nur für FH -I ngenieure nur für Manager 
Dauer der Besprechung Dauer der Besprechung 

(in Stunden) (in Stunden) 

1 2 3 4 5 6 1 2 3 4 5 6 

A Auto 363 363 363 363 363 363 630 630 630 630 630 630 
n 1 Zug 422 422 422 422 422 422 744 744 744 744 744 744 
z VK 480 960 1440 1920 2400 2880 480 960 1440 1920 2400 2880 
a 
h Auto 630 630 630 630 630 630 1164 1164 1164 1164 1164 1164 
I 2 Zug 764 764 764 764 764 764 1408 1408 1408 1408 1408 1408 

VK 480 960 1440 1920 2400 2880 480 960 1440 1920 2400 2880 
d 
e Auto 897 897 897 897 897 897 1697 1697 1697 1697 1697 1697 
r 3 Zug 1106 1106 1106 1106 1106 1106 2072 2072 2072 2072 2072 2071 

VK 480 960 1440 1920 1400 2880 480 960 1440 1920 2400 2880 
H 
i Auto 1258 1258 1258 1258 1258 1158 2326 2326 2326 2326 2326 2316 
t 4 Zug 1528 1528 1528 1518 1518 1518 2816 2816 2816 2816 2816 1816 
a VK 480 960 1440 1920 1400 1880 480 960 1440 1910 1400 1880 
r 
b Auto 1515 1525 1525 1515 1515 1515 2860 2860 2860 2860 2860 1860 
e 5 Zug 1870 1870 1870 1870 1870 1870 3470 3470 3470 3470 3470 3470 
i VK 480 960 1440 1910 2400 2880 480 960 1440 1920 2400 2880 
t 
e Auto 1792 1792 1792 1791 1792 1792 3394 3394 3394 3394 3394 3394 
r 6 Zug 2052 2052 2052 2052 2052 1052 4144 4144 4144 4144 4144 4144 

VK 480 960 1440 1920 2400 2880 480 960 1440 1920 2400 2880 

Randbedingungen Stuttgart-Karlsruhe Rei se ist teurer als VK (Fettdruck) 

Stundensatz: Fahrkosten mit dem Auto: 
FH-Ingenieur = 100. -- DM 0,51 DM/km * 184 km = 95.68 DM 
Manager = 200.-- DM d.h.: FH- Ingenieur = 96.- - DM 

Manager = 96. -- DM 
Fahrzeit mit dem Auto: 160 Min. (wobei für 1-3 Personen • 1 Auto, 
d.h. Kosten für Fahrzeit: 4-6 Personen = 2 Autos) 
FH - Ingenieur = 267.-- DM 
Manager = 534. -- DM Fahrkosten mit dem Zug: 

FH-Ingenieur = 122.- - DM ~2.Klasse+Taxil 
Fahrzeit mit dem Zug + Taxi: Manager = 144. -- DM 1.Klasse+Taxi 
2 *\50+2*20) Min .• 180 Min. (wobei 1-3 Personen: 1 Taxi, 
FH - ngenieur = 300.-- DM 4-6 Personen '" 2 Taxen) 
Manager = 600. - - DM (Berechnungen für Bahnreise ohne 
(jeweils 'Tür-zu-Tür '/ Ermäßigung durch Gruppenkarte o.ä.) 
Hin und zurück) 

Beispiel: 
Kosten fur zwei Stunden Besprechung 

Ster.n Köhler 1993. mit drei Managern bei Fahrt mit Zug: 
3 *(600+64) DM + 2*2*20 DM = 2072.-- DM 
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Abbildung 5: Modellrechnung zu den kilometerspezifischen Kosten von Videokonferenzen 

und Geschäftsreisen 

KOSTENIDMI 

" 
" 
" 
" 

Legende: 

Erl äuterung: 

Annahmen: 

Konfercnz- bzw. Besprechungszeit beträgt zwei Stunden 

Ein Videokonferenzteilnehmer bzw. cin Reisender 

Nahbereich bis 2 x 40 km (Hin und zurück) 
Fernzone 1 bis 2 x 100 km (Hin und zurück) 
Fernzone 2 Restliche Bundesrepublik 
Kontinentalzone 1 Angrenzende länder 
Kontinentalzone 2 Sonstige europäische Länder 
Interkontinental = Obersee und Asien 
lJ,. = Re i sekosten für FH- I ngen; eure je K i 1 ometer 
o '" Rei sekosten für Manager je Kilometer 
o '" Kosten für Videokonferenz je Kilometer 

Die Reisekosten werden nicht in Kurvenform dargestellt~ 
da je nach räumlicher Lage und Verkehrsanschluß des Ret
seziels die Reisekosten variieren können. Auch.eventu~ll 
anfallende Kosten für Obernachtungen etc. Vartleren mlt 
dem Reiseziel. Die Ausweisung der Reisekosten erfolgt 
deshalb nur für die untersuchten Relsezlele. 

Stefan Köhler 1993. 
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Abbildung 6: Polarisationsprofil zu den durch Videokonferenz bewirkten Veränderu 
b ' 11 f " ngen el a eo Be ragten, bel" VIelanwendern" und bei" Weniganwendern" 
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3.3 Verkehrliehe Effekte 

Nicht jede Dienstreise kann durch ein Telekommunikationsmedium ersetzt werden. 
Diverse kommunikationssoziologische Untersuchungen haben dies vor allem am Beispiel 
sensibler und komplexer Besprechungsinhalte verdeutlicht, welche nur bei face-to-face
Kontakten für beide Gesprächspartner befriedigend behandelt und gelÖst werden können 
(vgl. z,B, Klingenbergl Krinzle 1983). Reisen mit dem Ziel von Vertragsverhandlungen oder 
vertrauensbildender Maßnahmen sowie geschäftliche Erstkontakte, so die nahezu einhellige 
Meinung aller einbezogenen Expertenaussagen (vgl. Köhler 1993c), sind ebenfalls durch ein 
technisches Medium kaum zu ersetzen. Werden solche Reiseanlässe ausgesondert, so bleibt 
diversen verkehrswissenschafrlichen Analysen zufolge (Fischer 1985; Ol/mann 1990; 
Köhler 1993a) ein Substitutionspotential von bis zu maximal 30% aller Geschäftsreisen 
übrig. 

Eine schriftliche Befragung bei 98 Personen, die bereits gelegentlich oder häufiger Video
konferenzen durchgeführt haben, hat gezeigt, daß dieses theoretische Einsparungspotential 
bei weitem nicht erreicht wird. Die Auswertung der Fragebögen ergab lediglich bei knapp 
einem Drittel aller Befragten (30,5% ) überhaupt eine Substitution eines Teils ihrer Dienst
reisen. Die Verminderung der Reisetätigkeit bei diesem Personenkreis betrug im Durch
schnitt 20% . Während ungefähr ein Viertel der Befragten (26,3%) darauf verwies, sich we
gen der geringen Anzahl ihrer Videokonferenzen noch kein Urteil zur Entwicklung ihrer 
Reisetätigkeit bilden zu können, merkte ein gutes Drittel aller Befragten (34,7%) an, daß 
die Reisetätigkeit unverändert geblieben sei, da infolge von Videokonferenzen eingesparte 
Dienstreisekosten und Dienstreisezeiten für Reiseanlässe genutzt wurden, welche zuvor 
aus Zeitgründen nicht realisierbar waren. Eine geringe Anzahl der Befragten (5,3%) gab an, 
daß die Gesprächspartner ansonsten hätten reisen müssen , ein noch geringerer Prozentsatz 
(3,2%) verwies auf eine Zunahme der Reisetätigkeit infolge der geführten Videokonferenz. 

Abbildung 7: Geschäfrsreiseentwicklung der befragten Videokonferenzteilnehmer 

Geschäfcsreisetätigkeic Anzahl Anteilin % 
(ohne2) 

I hat abgenommen 29 30,5 41,4 

2 blieb gleich, da Anzahl der 
25 26,3 

Videokonferenzen bislang gering 
-

3 blieb gleich, da Gesprächspartner 
5 5,3 7,2 

hätten reisen müssen 

4 blieb gleich, da gewonnene 
33 34,7 47,1 

Freiräume für andere Reisen genutzt 

5 hat zugenommen 3 3,2 4,3 

Insgesamt 95 100,0 100,0 
3 AntwortverweIgerungen (M lssmg Values) 5tefan Kohler 1993a 
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Neben den verkehrsreduzierenden Effekten zeigen sich somit sehr deutlich auch die mittels 
verbesserter kommunikationstechnischer Anlagen ausgelösten verkehrsgenerierenden 
Effekte. Sie führen allerdings nur in den seltenen Fällen zu einer Erhöhung des Geschäftsrei_ 
severkehrs, sondern meistens bewirken sie .. lediglich" eine Kompensation eingesparter Rei
sen durch die Wahrnehmung anderer mit Reisen verbundener Kontakte. 

Unter Ausschluß der Befragten, die bislang kaum Videokonferenzen geführt haben, ergibt 
sich für alle verbleibenden Befragten im Mittel eine Verringerung der Geschäftsreisetätigkeit 
in einer Größenordnung von knapp unter 10% . Basierend auf die Ergebnisse der Experten
gespräche und der Befragungen läßt sich hieraus das Volumen eingesparter Reisen durch 
Videokonferenzen für die gesamte Videokonferenzanwendung in der Bundesrepublik 
Deutschland hochrechnen. 

Bei rund 500 Unternehmen mit Videokonferenzanschluß und durchschnittlich 10 Video
konferenzen im Monat je Unternehmen werden jährlich ca. 60.000 Videokonferenzen 
geführt (Bezugsjahr 1992), an denen bei durchschnittlicher Teilnahme von insgesamt 6 Per
sonen insgesamt 360 .000 Videokonferenzteilnehmer vorlagen. Bei den laut Befragungser
gebnissen 20 geführten Videokonferenzen pro Teilnehmer im Jahr ergibt dies 18.000 Perso
nen, die die Bildkommunikation nutzten. Die Befragten gaben eine Anzahl von 3 Geschäfts
reisen pro Monat an, so daß sich hochgerechnet 648.000 Reisen bei 18.000 Personen erge
ben. Gemäß der Reduktionsrate von knapp 10% hat somit eine Substitution von ursprüng
lich rund 720 .000 Reisen um gut 70.000 Reisen stattgefunden. Bei einer Annahme von einer 
durchschnittlichen Reiseweite von 200 km entspricht dies 14 Millionen eingesparten Perso
nenkilometern. 1992 urnfaßte das Geschäftsreiseverkehrsaufkommen rund 100 Milliarden 
Personenkilometer. Demnach hat die Videokonferenzanwendung in der Bundesrepublik, 
unter der Annahme, daß das Kommunikations- und Geschäftsreiseverkehrsverhalten aller 
Videokonferenzteilnehmer dem der Befragten und den Angaben der Expertengespräche 
entspricht, um ca. 0,014% abgenommen . Wenngleich diese Berechnung nur einen ungefäh
ren Anhalt zur Größenordnung der Substitutionseffekte gibt, so vermittelt sie jedoch deut
lich, daß die Bildkommunikation eine noch viel breitere Anwendung erfahren muß, um das 
Geschäftsreiseverkehrsaufkommen spürbar beeinflussen zu können. 

4. Zusammenfassung und Schlußfolgerungen 

Mit einer durchschnittlichen Substitutionsrate von knapp 10% sind die Einsparungspo
tentiale im Geschäftsreiseverkehr zwar nicht außerordentlich hoch, aber dennoch beachtens
wert. Der Videokonferenz kommt dabei allerdings nicht nur eine verkehrsreduzierende, 
sondern zugleich auch eine verkehrsvorbereitende und -ergänzende Funktion zu. Die 
Angebote an Telekommunikationsdienstleistungen und die Möglichkeiten zur Realisierung 
physischen Verkehrs erfahren mittels der Videokonferenz damit eher eine qualitative Ver
besserung als eine Verdrängung. Resultat hiervon ist letztendlich eine Steigerung der Effi
zienz und eine Erhöhung der Flexibilität bei der Gestaltung tagtäglich anfallender und mit 
Verkehr verbundener Aktivitäten. Diese Effizienzsteigerung setzt neue Kapazitäten infolge 
eingesparter Ressourcen (Zeit, Kosten) frei , die nicht selten dazu verwendet werden, den 
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( eschäftlichen) Aktionsradius auszuweiten, Hieraus ~rgibt s,ich hä~fig neuer Verk~hr o~er 
Jerkehr über größere Entfernungen, wobei zur Zelt .,maxI~al eme Kom~ensat1?n e1O
gesparter Fahrten, nicht aber eine Steigerung des Geschaftsrelsever~ehrs b~wlrkt WIrd. 

Resümierend ist somit festzuhalten: Die Videokonferenz kann zu.e1O~r Milderung v?n ve~
kehrlichen Problemen durch eine, wenn auch geringfügige S~bst1tu~l~n von Ges~~af.tsrel
sen beitragen. Sofern sich aber diese Technologie ni~ht auf breiter B.~Sl~ In d~r geschaftl,Ichen 
Kommunikation durchsetzt und sie nicht ganz geZIelt un~er der PramI~se el~er ':'ermeidung 

" ' d nw·,rtschaftlicher Verkehre eingesetzt WIrd, werden SICh dIe Emsparungs-
unnouger un u .. I h ß d r h 

. I· Gescha'·ftsreiseverkehr weiterhin in einer quantItativ so c au eror ent IC 
potent .. e 1m . II . ·'·h r h " 
bescheidenen Größenordnung bewegen, daß sie allein durch die a gememen Ja r IC en er-

kehrszuwächse im Personenverkehr überdeckt werden. 
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Abstract 

Interactions between lelecommunications and transport have bC'C'n an issue for much speculative usesm~nt ~ut linie ~mp.iri 
cal research, This paper focu$C's on the businC'ss trave! impacts of one of the spe~~acu!ar nC'w te~ecommumcatlons apphcauon 
in GC'rmany the te!e<:onferencing by the technical system of ~ Videokonferenz; ,A comparauve an,alyses of teleco~fC'r~tc~1 
business tra:..el coSts shows that at this time in Germany te!econferencing is on~y m.ore economlc~l than tr~velhng I t e 
number of conference partipants is high and the duration of teleconference/me,eung urne short. Mam evaluation r~sults for 
business travel impacts are foHowing: The videoconference system is not favorlte used 10 reduce tra\·el. Better, qUICker. and 
more effe<:tiviness in business communication are the most important reuons lO.t~ke part al telC'conference meet~ngs. 
Videoconferencing reduce trave! in case of aboutJO% of the users, For the other parUclpants of teleconferences the bu~mess 
travel rate has not changed because additional travel was created [0 fulfillthe trave! time b~dget of so~e of the submuted 
business meetings or becau'se the using rate of this technology was tO low tO identify travellmpaclS, unhl now. !he average 
rate of reduc«! travel about all users is a lillle les5 than 10%. At this time eHeers on the wh~le bUSiAeS5 travel m GC'rmany 
could not be registrated practiculary, cause the number of user with about 500 companys (fums) and about 10 conferences 

per month and company is vC'ry moderate. 
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Volkswirtschaftliche Kosten von Arbeits- und Wegeunfällen 

VON HERBERT BAUM, KÖLN 

I. Problemstellung 

Das Unfallgeschehen in der Arbeitswelt - bestehend aus Arbeits- und Wegeunfällen - in 
Deutschland stellt eine erhebliche Belastung für das Ressourcenpotential und damit für die 
Wachstumsspielräume dar. Um das Problemgewicht zu charakterisieren und Ansatzpunkte 
für sicherheitssteigernde Maßnahmen herauszuarbeiten, ist die Kenntnis der volkswirt
schaftlichen Kosten der Arbeits- und Wegeunfälle erforderlich. Die Bundesanstalt für 
Arbeitsschutz hat mit mehreren Studien in den 70er und den frühen 80er Jahren die volks
wirtschaftlichen Kosten ermitteln lassen, l) Seither sind erhebliche Änderungen in den 
Sicherheitsstandards in der Arbeitswelt , in den medizinischen Wiederherstellungs- und 
Rehabilitationschancen und in der gesamtwirtschaftlichen Bewertung von Unfällen einge
treten, so daß eine Neuberechnung der Ressourcenverluste erforderlich wurde. Das Institut 
für Verkehrswissenschaft an der Universität zu Köln hat diese Aufgabe übernommen. Die 
Untersuchung bezieht sich auf das Jahr 1989 (alte Bundesländer). Dieser Beitrag berichtet 
über Vorgehensweise und Ergebnisse des Forschungsvorhabens.2) 

2. Abgrenzung des Untersuchungsgegenstandes 

2.1 Abgrenzung der Unfallarten 

Zunächst ist zu definieren, welche Unfälle als Arbeits- und Wegeunfälle zu gelten haben . 
Meldepflichtig sind die Unfälle, bei denen eine versicherte Person durch einen Unfall getötet 
oder so verletzt wird, daß sie stirbt oder für mehr als drei Tage völ1ig oder teilweise arbeits
unfähig ist . 

Anschrift des V~rf"ssers: 
Prof. Dr. Herbert Baum 
Institut für Verkehrswissenschaft an der Universität zu Köln 
Universitätsstraße 22 
50923 Köln 

I) Vgl. Voigr, F., Franke, A.,jokl, Sr., Die gesamtwirtSchaftliche Problematik der Arbeitsunfallfolgekosten ( .. Forschungs
bericht Nr. 108 der Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Unfallforschung), Dortmund 1973; Fri1.nke, A., jokl, Sc ., 
Prognose der volkswirtSchaftlichen Kosten der Arbeitsunfälle (- Forschungsbericht Nr. 149 der Bundesanstalt für 
Arbeitsschutz und Unfallforschung), Dortmund 1976; Franke, A. , jokl, Sc., Die volkswirtschaftlichen Kosten der 
Arbeitsunfälle( .. Forschungsbericht N r. 148 der Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Unfallforschung), Dortmund 1980; 
Jokl, Sr., Die volkswirtSchaftlichen Kosten der ArbeitSunfälle (e Forschungsbericht Nr. 328 der Bundesanstalt für 
Arbeitsschutz und Unfallforschung), Dortmund 1983. 

2) Vgl. Baum, H. Nieh us, K. , Volkswirtschaftliche Ressourcenverluste durch Arbeits- und Wegeunfälle (- Forschungsbe
richt der Bundesanstalt für Arbeitsschutz, Nr. 675), Dortrnund 1993. 
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Die gesetzlichen Unfallversic~erer untersch.eiden dabei nach Arbeits-, Dienstwege- und 
Wegeunfällen und danach, ob SIch der Unfall Im Straßenverkehr oder a.ußerhalb des Straßen

kehrs ereignet hat. 3) Ein Arbeitsunfall ist ein Unfall. den eine verSicherte Person bel der 
~r "bung ihrer beruflichen Tätigkeit innerhalb oder außerhalb der Arbeitsstätte erleidet. 
u~~~r den Dienstwegeunfällen werden Verkehrsunfälle erfaßt, die sich auf betrieblichen 

der dienstlichen Wegen ereignen. Wegeunfälle sind Unfälle ZWIschen Wohnung und 
~rbeitsstätte. Bei den Wegeunfällen überwiegen die S~raße~verkehrsu~f~lle. wobei Straß.~n-

kehrsunfälle die nur zu Sachschäden führen, nIcht In der StatistIk der Wegeunfalle 
ver , fll .' rfß 
berücksichtigt werden. Mit diesen Abgrenzungen werden folgend e Un a erelgOlsse e a t: 

_ Personenschäden ohne Sachschäden 
_ Personenschäden in Verbindung mit Sachschäden. 

Hinsichtlich des Ziels, die volkswirtSchaftlichen Verluste von Arbeits- und Wegeunfällen zu 
erfassen, weist diese Erfassungskonzeption der gesetzlichen UnfallverSIcherer Jedoch zwei 

Mängel auf. 
1) Es werden nur die Sachschäden berücksichtigt, die in Verbindung mit einem Per~onen

schaden entstehen . Gerade Sachschäden ohne Personenschaden verursachen Jed~ch 
ebenfalls erhebliche volkswirtSchaftliche VerluSte. So haben z.B. Straßenverkehrsunfalle 
oft nur Sachschäden zur Folge. Insofern ist es notwendig, Sachschäden auch oh.ne Perso
nenschäden zu berücksichtigen.4) Für die weitere statistische Auswertung Wird daher 
nach sechs Unfallarten unterschieden (Abbildung 1). 

Abbildung 1: GliederungssYStematik der berufsgenossenschaftlichen Unfallerfassung 
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3) Vgl. KJöckner, j.H., Wegeunfälle _ Eine Situationsübersicht, Manuskript der Bundesanstalt für Suaßenwesen, Bergisch 

Gladbach 1984, S. 3. . . b" h h' d 
4) Vgl. NiJl, E. , Schaden kontrolle, Erweiterung der Arbeitssicherheitskonzeption, in: Schnftenrethe Ar ettSSlc er elt er 

Industriegewerkschaft Metall, Frankfurt a.M., 1980, S. 8. 
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2) Ein weiteres Defizit der herkömmlichen Abgrenzung der Arbeits- und Wegeunfälle ist 
daß nur die Unfälle erfaßt werden, bei denen eine versicherte Person getötet oder verletz~ 
wird. Diese Einengung des Personenkreises ist aus ökonomischer Sicht nicht gerechtfer_ 
tigt. Arbeits- und Wegeunfälle erleiden ebenfalls Personen, die nicht gesetzlich versichen 
sind . Die mengenmäßige Erfassung des Unfallgeschehens muß daher um folgende Perso
nengruppen erweitert werden : 

- Unfälle von nicht versicherten Erwerbstätigen. die nicht von der Berufsgenossenschaft 
erfaßt werden. Dazu zählen Unfälle von Beamten, Soldaten und Richtern. 5) Zu den 
nicht gesetzlich Versicherten gehört auch der Kreis der Selbständigen, die entweder 
keine Möglichkeit haben, einer gesetzlichen Unfallversicherung beizutreten oder von 
der Möglichkeit des freiwilligen Beitritts keinen Gebrauch gemacht haben. 

- Unfallopfer, die durch Arbeitsunfälle körperlich geschädigt werden, ohne Unfallver
sicherungsschutz als Erwerbstätige zu genießen. Dazu zählen vor allem unfallbetei. 
ligte Dritte (z. B. Hausfrauen, Kinder) im Straßenverkehr. 

Durch den differenzierten Ausweis der Unfallarten und die Erweiterung des Mengengerüsts 
können die Unfallfolgekosten genauer erfaßt und berechnet werden. Zudem werden die 
Daten zum Unfallgeschehen dadurch mit dem amtlichen und versicherungsbezogenen Stra. 
ßenverkehrsunfallstatistiken vergleichbar. 

2.2 Abgrenzung der Unfallschwerekategorien 

Um ~ine Zuordnung und Berechnung der volkswirtschaftlichen Verluste infolge von 
Arbelts- und Wegeunfällen vornehmen zu können, müssen neben den absoluten Unfallzah· 
len die unterschiedlichen Folgen eines Unfalls erfaßt werden. In der Vergangenheit wurde 
dazu eine Reihe von Untersuchungen auf Basis von AIS-Codes durchgeführt. 6) Bei dieser 
Skalierungsmethode wird die Verletzungsschwere vor allem in Abhängigkeit von der 
Lebensbedrohung ermittelt. Diese Vorgehensweise übersieht jedoch, daß die Folgekosten 
einer Verletzung nur zum Teil von der Lebensbedrohung abhängen. 7) Desweiteren führt die 
ausschließliche Ausrichtung an der Lebensbedrohung innerhalb der Unfallschwerekatego
nen zu großen Streuungen der UnfaHfolgekosten, so daß eine derartige Klassifizierung 
unbefriedigend ist. Eine genauere Erfassung der Unfallfolgekosten ist möglich, wenn die 
Unfallkategorien nach der Verletzungsart oder dem verletzten Körperteil untergliedert wer
den. In einer Studie von Martern et aJ. wurden 140 verschiedene Verletzungsarten definiert 
und in ihren Folgekosten untersucht. 8) Eine ähnliche Analyse des Hauptverbandes der 

5) Bei diesen Berufsgruppen wird die Unfallerfassung nur von den jeweiligen Dienstherren vorgenommen. 
6) Vgl: AIS 1985, The Abbreviated Injury Scale (1985 Revision), American Auociation for Amomotive Medicine, Arlington 

Helghts IL 60005 USA. 
7) So kann beispielsw. eine komplizierte Oberschenkelfraktur, die keine Lelxnsbedrohung nach sich zieht, zu einer dauer· 

haften Minderung der Erwerbsfähigkeit und damit zu relativ hohen Aufwendungen führen, während eine lebensbe
drohende Kopfverletzung unter UmStänden nur geringe Kosten verursacht. 

8) Vgl. Mattem , R., et ilJ., Verletzungsfolgekosten nach Straßenverkehrsunfällen, Schriftenreihe Forschungsvereinigung 
Automobiltechn ik e. V., Nr. 73, Frankfurt a.M., 1988. 
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werblichen Berufsgenossenschaften untersucht die Verletzungsfolgen in Abhängigkeit 
ge m verletzten Körperteil und von der Verletzungsart (z.B . Fraktur, Verbrennung).9) Mit 
~fesen diagnosebezogenen Verletzungsskalen können zwar den.verschiedenen Unfallfo~gen 
die Kosten annähernd genau zugeordnet werden, aber der damit verbu~dene um~angrelche 
Erhebungsaufwand führt nicht zu einer wesentlich genaueren gesamtwlrtschafthchen Aus

sage über die Ressourcenverluste .10) 

Ausgehend vom Ziel dieser Untersuch~ng, die ~onetär bew~rteten Ressourcenverlu:te 
durch Arbeits- und WegeunfäUe zu ermitteln, reicht es aus, die ~nfa~.lschwerekategorten 
nach den aus den Unfällen resultierenden Kosten abzugrenzen. Die Hohe der Ressourcen
verluste hängt vor allem von der Art der medizinischen ~eha~dlung, von der Dauer des 
Arbeitsausfalls und vom Minderungsgrad der Erwerbsfäh,gke,~ ab. Es wc;rden daher ent
sprechend der Systematisie.rung i~ den berufsgenossenschaftltchen Statistiken folgende 

sechs Unfallschwerekategonen gebI ldet: 

_ bis 3 Tage arbeitsunfähig, ambulant behandelt, 
_ länger als 3 Tage arbeitsunfähig, ambulant behandelt, 
_ länger als 3 Tage arbeitsunfähig, stationär behandelt, 
_ erstmals entschädigt, ambulant behandelt, 
_ erstmals entschädigt, stationär behandelt, 
_ erstmals entschädigt, tödlich. 

3. Datenmaterial und Datenerhebungskonzept 

Das statistische Datenmaterial zum Mengengerüst stammt aus unterschiedlichen Quellen . 
Die Anzahl der Arbeits- und Wegeunfälle kann den .Unfallverhütungsberichten" des Bun
desministeriums für Arbeit und Sozialordnung entnommen werden, die aus den ~aten der 
gesetzlichen Unfallversicherung zusammengestellt werden. Träger der Unfallve~slcherung 
in der Bundesrepublik Deutschland sind 54 Berufsgenossenschaften und 40 VersICher~ngs
behörden der öffentlichen Hand , die in drei Verbänden (Hauptverband der gewerbhchen 
Berufsgenossenschaften, Bundesverband der landwirtsch~ftlichen Berufsgenossenschaften, 
Bundesverband der Unfallversicherungsträger der öffentlIchen Hand) zusammengeschlos
sen sind . Die Unfall statistiken dieser Organisationen decken den größten Teil des gesamten 
Unlallgeschehens ab. Darüber hinaus ist eine detaillierte Analyse der Unfalldaten durch 
Sonderauswertungen des gesamten erfaßten Unfallgeschehens der gesetzlichen UnfallversI

cherungsträger möglich. 

Alle weiteren Daten zum Mengengerüst, wie Arbeitszeiten, Freizeitverwe~dung usw:, 
können aus leicht zugänglichen Quellen (z.B. Statistisches Jahrbuch, Fachsenen des Stati

stischen Bundesamtes) beschafft werden . 

9) Vgl. Hauptverband der gewerblichen Berufsgenossenschaften e.v. (Hrsg .), Arbeits- und Wegeunfälle in der medizini-

schen Rehabilitation, Bonn 1983. . 
10) Vgl. Hoffmann, B., Arbeitsschutz und Unfallstatistik 1988 (- Schrifrenreihe des Hauptverb.1ndes der gewerblichen 

Berufsgenossenschaften e.V.), Sankt Augustin 1990, S. 77. 
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Um die Sachschäden infolge von Arbeits- und Wegeunfällen zu erfassen, muß auf Infor_ 
mationen aus der VersIcherungswIrtschaft zurückgegriffen werden. Der Versuch, durch 
Befragung von Großunternehmen Sachschadensdaten zu erheben, scheiterte. Die weni . 
sten der befragten Unternehmen verfügen über SachschadensSt3ristiken, auch öffentlich ge 
Stellen erfassen keine Sachschadensdaten. 

Weitere Datenerhebungsprobleme ergeben sich dadurch, daß die Datensätze oftmals Unte • 

schiedlich strukturiert (z .B. nicht einheitliche Unterteilung der Unfälle nach Altersstruk. 
tur, Unfallschwere und Unfallart) und teilweise lückenhaft (z.B. landwirtschaftliche 
Bereich , U~fälle .. der ni,chr gesetzli~~ Versicherten) sind. Diese Mängel im vorliegende~ 
Mengengerust konnen Jedoch beseltlgt werden, indem die unterschiedlich strukturierten 
Datensä.tz~. durch Schätzungen a?geglichen werden und das unvollständige Datenmaterial 
durch die Ubertragung von Antedsstrukturen ergänzt wird. 

4. Häufigkeit und Schweregrad der Arbeits- und Wegeunfälle 

4.1 Anzahl der Arbeits- und Wegeunfälle 

Das Unfallgeschehen für das Jahr 1989 in allen angesprochenen Beschäftigungsbereichen 
unter Embezlehung der nicht-gemeldeten Unfälle und der geschädigten Dritten stellt sich 
wie folgt dar: 

Tabelle J: Zusammenfassung der Arbeits- und Wegeunfälle mit Personenschaden imJ.hr 1989 

Al'bei!sunf. Aroei!sunf. Diens! ...... unI . Olensl ...... unf . Drine 

Belrieb SIr. yen.. n.Slr.yen.. Sir yen... SIr yen.. . 

<3T8 e.mb. 426.0S3 7.191 3127 3."'-' 8.189 

"'3 Taoe ambo 1.$6S.392 16.278 1088S 11 .960 2S.332 

EE". 3 Tloe 1mb 10.248 " '" '" '" $1al.6eh. 7S.089 ' .480 ,., 2.063 3,390 

EE $1al. 6eh 31 .572 673 '" ' .042 1,368 

EE TO(!eslaUe 1.240 \S1 2J '51 , .. 
Gesam! 2.109 S94 2S 8S0 IS 8S1 '11.299 38123 

Wegeunf Wegeunr. Gesaml Gesaml GeSlml 

n Slr.yerk. SIr yer1<. n SIr yefk SIr yefk. 

< 3 Taae amb 189S2 29 .166 448.132 48,35-4 4116 486 

"'3 TlQe 8mb 67.922 96010 1.6-44 199 '''9 S80 1.793.779 

EE'" 3 Tane 1mb 977 737 11 .~1 1.185 12892 

stat.6eh. " .IS3 13.082 80.208 20.01S 100.222 

EE stal. Beh. 2.191 4.996 34332 8.079 42.411 

EE TodesflIlIe ., 788 1.304 1.439 2.7"3 

Ges.amt 94.236 144 .779 2.219.682 228.6S2 2 .... 83).4 

mit: Str.verk .. im Straßenverkehr, n. Str.verk. - nicht im Straßenverkehr, ambo '" 1mbulant behlndelt, 
EE .. erstmals entschadigte Fälle 

Quelle: Eigene Berechnungen 
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Insgesamt sind 2.448 Tsd: Unfälle mit Personenschaden bzw. 1.952 Tsd. Unr.älle mit mehr 
als drei Tagen ArbeltsunfahlgkeIt zu verzeichnen. Davon waren 143 Tsd. Unfalle so schwer
wiegend, daß eine stationäre Behandlung ~otwendig wurde. 55 !s? ~nfälle führ.ten zu 
einer vorübergehenden oder dauerhaften Mmderung der Erwerbsfahlgkelt, so daß die Zah
lung einer Abfindung oder einer Rente erforderlich wurde. 

4.2 Struktur der Arbeits- und Wegeunfälle 

Um die volkswirtschaftlichen Verluste berechnen zu können, ist diese hochaggregierte Dar
stellung des Unfall geschehens unzureichend. Durch eine differenzierte Erfassung verschie
denerTeilgruppen können nicht nur die Bewertung der Ressourcenverluste im Jahre 1989, 
sondern auch die Prognose der Arbeits- und Wegeunfallzahlen und die Fortschreibung der 
Ressourcenverluste erheblich verbessert werden. Es werden daher die Daten zum Unfall
geschehen nach den Kriterien Altersstruktur, Beschäftigtenstatus und Wirtschaftszweige 

gegliedert. 

4.2.1 Altersstruktur 

Die Aufgliederung der Unfalldaten nach der Altersstruktur ist erforderlich, um die Dauer 
des Arbeitsausfalls von dauerhaft geschädigten und tödlich Verletzten zu ermitteln . Aus
sagekräftiger als die absolute Verteilung der Arbeits- und Wegeunfälle auf die verschiedenen 
Altersgruppen ist die Verteilung der relativen Unfallhäufigkeit, die sich aus dem Verhältnis 
von Unfallzahlen zu Erwerbstätigen errechnet. Mit dieser relativen Unfallhäufigkeit kann 
die Abhängigkeit der Unfallart und des Unfallschweregrads vom Alter der Unfallopfer her
ausgearbeitet werden. Es zeigt sich, daß bei Unfällen im Betrieb und im Straßenverkehr, die 
keine Entschädigung zur Folge haben, die Altersgruppen der bis 30jährigen eine überdurch
schnittliche Unfallgefährdung aufweisen (Abbildung 2 und 3). Wenn sich entsprechend der 
vorhergesagten Bevölkerungsentwicklung der Anteil der älteren Erwerbstätigen erhöht, 
werden sich daher die Arbeits- und Wegeunfälle mit geringfügigen Verletzungsfolgen verrin

gern. 

Abbildung 2: Meldepflichtige Arbeits- und Wegeunfälle (ohne EE) im Betrieb 
je 1000 Erwerbstätige im Jahr 1989 
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Abbildung 3: Meldepflichtige Arbeits- und Wegeunfälle (ohne EE) im Straßenverkehr 
Je 1000 Erwerbstätige im Jahr 1989 
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Quelle: Eigene Berechnungen 

Bei den erstmals entschädigten Unfällen z"igt sich, daß dauerhafte Schädigungen infolge 
emes Unfalls Im Betrieb vor allem bel den alteren Altersgruppen auftreten (Abbildung 4). 
B,el der zu erwartenden Veränderung der Altersstrukrur werden demnach schwere Unfälle 
die zu Entschädigungszahlungen führen, zunehmen. ' 

Abbildung 4: Erstmals entschädigte (ohne Todesfälle) Arbeits- und Wegeunfälle im Betrieb 
Je 1000 Erwerbstätige im Jahr 1989 
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Quelle : Eigene Berechnungen 

Bei den erstmals entschädigten Arbeits- und Wegeunfällen im Straßenverkehr sind wie
d~r~m die jüngeren :.'--~tersg~uppen b~sonders unfallgefährdet. Allerdings unterliegen auch 
die alteren ErwerbstatIgen emer relativ hohen Unfallhäufigkeit (Abbildung 5). 

Abbildung 5: Erstmals entschädigte (ohne Todesfälle) Arbeits- und WegeunfäUe im 
Straßenverkehr je 1000 Erwerbstätige ImJahr 1989 
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Quelle: Eigene Berechnungen 

Bei den Unfällen im Betrieb mit Todesfolge ist die Gefährdung der älteren Erwerbstätigen 
am stärksten ausgeprägt (Abbildung 6). Bei den Unfällen .im Straßenverkehr haben. sowohl 
die jüngeren als auch die älteren Erwerbstätigengruppen eme hohe relative Unfallhauflgkelt 

(Abbildung 7) . 

Abbildung 6: Tödliche ArbeitS- und Wegeunfälle im Betrieb 
je 1000 Erwerbstätige im Jahr 1989 
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Abbildung 7: Tödliche Arbeits- und Wegeunfälle im Straßenverkehr 
je 1000 Erwerbstätige im Jahr 1989 
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4.2.2 Beschäftigtenstatus 

~ 

~it de,r Vert~ilu~g d~r Arbeits- und, Wegeunfälle nach ~em Beschäftigtenstatus ist es rnög
Itc~ , ~le Beemtr~chtlgu~g.des Arbelt~potentIals zu e:mltteln . So führt die Arbeitsunfähig
keit emes Vollzeltbeschaftlgten zu große ren Produktlonsverlusten als der Unfall eines Teil
zejtbeschäf~igtenl1 ) od,er eines ,Auszubildenden. Es ergibt sich die in Tabelle 2 dargestellte 
UnfallverteIlung auf die verscluedenen Beschäftigtenkategorien. 

Tabelle 2· Arbeirs- und Wegeunfälle nach Beschäftigtenstatus im Jahr 1989 

Azubis Teilzeitb. Vollzeitb. Gesamt 

< 3 Taqe ambo 40.792 44.055 403.450 488.297 

> 3 Taqe ambo 147.734 159.040 1.461.673 1.768.447 

EE > 3Taqe amb 494 1.151 10.846 12.491 

stat. Beh. 8.089 9.119 79.624 96.833 

EE stat. Beh. 1.624 3.859 35.560 41.043 

EE Todesfälle 131 254 2.114 2.500 

Gesamt 198.864 217.479 1.993.267 2.409.611 

Quelle. Eigene Berechnungen 

11) Als Teilzeit.beschäftigtcr wird entsprechend der Klassifikation des Statistischen Bundesamtes ein Erwerbstätiger einge
Stuft, der eme Regelwochenarbeitszeit von weniger als 36 Stunden hat. 
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Die Auszubildenden sind danach an 8% aller Unfälle mit Personenschaden beteiligt. Der 
Anteil der Unfälle mit schweren Folgen iSt jedoch bei den Auszubildenden geringer als bei 
den Unfällen derTeilzeit- und Vollzeitbeschäftigten. Die Zahl der Arbeits- und Wegeunfälle 
derTeilzeitbeschäftigten hat einen Anteil von 9% an allen Unfällen. 

4.2.3 Wirtschaftszweige 

Die Aufschlüsselung der Arbeits- und Wegeunfälle nach WirtSchaftszweigen ermöglicht es, 
besonders unfallträchtige Branchen zu identifizieren. Darüber hinaus können zukünftige 
Bedeutungsverschiebungen zwischen den Wirtschaftsbranchen berücksichtigt werden, was 
besonders für die Fortschreibung und Prognose der Arbeits- und Wegeunfälle wichtig ist. 
Um aussagekräftige relative Unfallhäufigkeiten für die verschiedenen Branchen zu erhalten, 
bietet es sich hier an, die absoluten Unfallzahlen auf die Zahl der Vollarbeiter l2

) zu beziehen . 
Die VoUarbeiterzahlen für die gesetzlich versicherten Erwerbstätigen können den Unfall ver
hütungsberichten entnommen werden. Für die nicht gesetzlich Versicherten ist eine eigene 
Schätzung der Vollarbeiterzahlen notwendig. Für den Bereich der gewerblichen Berufsge
nossenschaften ergeben sich die in Abbildung 8 dargestellten relativen Unfallhäufigkeiten. 

Abbildung 8: Meldepflichtige Arbeits- und Wegeunfälle im gewerblichen Bereich 
je 1000 Vollarbeiter im Jahr 1989 
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Quelle; Eigene Berechnungen 
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Der produzierende Sektor hat danach die höchste relative Unfall häufigkeit. Eine besonders 
hohe Unfallhäufigkeit mit über 100 Verletzten pro 1000 Vollarbeiter pro Jahr haben in 
diesem Sektor die Wirtschaftszweige Holz und Bau. Der Dienstleistungssektor hat mit 

12) Um die Zahl der Vol!arbeiter zu ermitteln, werden die verschiedenen zeitlichen Beschäftigungsverhältnisse (z.B. Teiluit
beschäftigung, Überstunden) auf Beschäftigungsverhältnisse mit ganz normaler Arbeitszeit umgerechnet. 
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weniger als 40 Unlällenpro 1000 Vollarbeiter eine relativ geringe Unlallhäuligkeit. Die stark 
u,nrerschledhchen relatIven Unfallhauflgkelten zwischen den WirtschaftssektOren ergeb 
s~ch vor alle~. aus den Unterschieden in den Arbeitsunfällen im Betrieb; die Wegeunfä~: 
slOd dagegen uber alle Sektoren annähernd gleich verteilt. 

Abbildung 9 gibt einen Überblick über das Unlallgeschehen der Wirtschaftsbereiche . 
denen ,nIcht ges.etzlich versiche:te Er:verbstätige beschäftigt sind. Die Bundesbahn und d~~ 
landwIrtschaltlIehe Sektor weISen. eme überdurchschnittlich hohe Unlallhäuligkeit aul. 
Werden Jedoch dIe er~t~als :ntschadtgten Unfälle betrachtet, ergibt sich eine völlig andere 
Struktur der Unfallhauflgkelten. Danach haben die Unlälle bei der Bundesbahn "b . 

d . I'" I u erwle-
gen nur g~nng uglge Ver etzungslolgen. Dagegen lühren die Unlälle im landwirtschalt_ 
lichen BereIch und bel der Bundeswehr relativ häufig zu einer dauerhaften Minderung cl 
Erwerbslähigkeit (Abbildung 10). er 

Abbildung 9: Arbeits- und Wegeunlälle nach Branchen je 1000 Vollarbeiter im Jahr 1989 

Gesamt 1~=========:J1 74.35 I 
n. V8/lO . Selbst::! ndige 

FI ==========::J171.49 

~T~~~~~~~==========~ 
ISS.58 

sonstige Beamte I 142.83 

ScMdaten 1 151,76 
Bundespost I IBa.52 

Bundesbahn I 
T 1154.97 

... Summe Staat 

BAGW -rl=============::J f 185.17 
... Summe leG 

IIr-===================:J r 1122.04 
... Summe gew.BG I 171,49 

0.00 20.00 40.00 60.00 80.00 100.00 
mit: BAGUV .. Bund~svl"rband der Unfallversicherungsträgerderöffendichen Hand 

lBG .. landwirtschaftliche Berufsgenossenschaften 
gew. BC .. gewerbliche Berufsgenossenschahen 
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Abbildung 10: Erstmals entschädigte Arbeits- und Wegeunlälle nach Branchen 
je 1000 Voll arbeiter im Jahr 1989 
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Quelle: Eigene Berechnungen 

4.3 Unlallioigen 

5.00 6.00 

Die entscheidenden Größen, um die Ressourcenverluste infolge von Arbeits- und Wege
unfällen berechnen zu können, sind die Verluste an Arbeitsvermögen und die Heilbehand
lungskosten bei stationärer Behandlung. Beide Größen hängen vor allem von der Dauer der 
Arbeitsunfähigkeit und/oder der stationären Behandlung ab . 

4.3.1 Arbeitsauslälle 

Arbeitsauslälle inlolge von Arbeits- und Wegeunfällen entstehen durch behandlungs- und 
genesungs bedingte Arbeitsunfähigkeit, zeitlich begrenzte oder dauerhafte Erwerbsfähig
keirsminderung und schließlich durch Todeslälle. Die durchschnittlichen Arbeitsauslalltage 
bzw. -jahre können anhand des vorliegenden Datenmaterials und eigener Berechnungen 
ermittelt werden. Als Folge der Arbeits- und Wegeunlälle des Jahres 1989 errechnen sich ins
gesamt 312.396 Arbeitsauslalljahre. Neben der Gesamtzahl der ausgelallenen Arbeitsjahre 
ist allerdings ihre Verteilung aul das Unlalljahr und aul die Folgejahre von besonderer 
Bedeutung. In Anlehnung an die Altersstruktur der Unfallopfer verteilen sich die Arbeits
auslälle der lebenslang Geschädigten aul bis zu 48 Folgejahre. lJ) Es ergibt sich die in Abbil
dung 11 dargestellte Arbeitsauslallverteilung durch die im Jahr 1989 verursachten Arbeits
und Wegeunlälle. 

13) Bei einer K!assenmitte der jüngsten Altersgruppe von 17 Jahren ergibt sich bis zum Rentenalter von 65 Jahren eine Rest
arbeitszeit \'on 48 Jahren. 



Abbüdung 11: Jährlicher Arbeitsausfall durch Arbeits- und Wegeunfälle des Jahres 1989 
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Der Verlust an potentieller Arbeitsleistung ist in der ersten Periode (~Unfalljahr) am höch
sten. In den ersten vier Folgejahren beträgt der Arbeitsausfall zunächst etwa 10.000 Arbeits
ausfall;ahre pro Jahr, bis zum Ende des Betrachtungszeitraums sinkt der Arbeitsausfall auf 
190 Ausfalljahre. Damit wird deutlich, daß auch der gesamte Arbeitsausfall in den Folgejah
[en zu erheblichen volkswirtschaftlichen Verlusten führt. 

4.3 .2 Dauer der stationären Behandlung 

Zu einer stationären Heilbehandlung kommt es bei den stationär behandelten Fällen mit 
und ohne erstmalige Entschädigung und bei den tödlichen Unfällen, die vor Eintritt des To
des zur Behandlung in ein Krankenhaus eingeliefert werden. Für alle betrachteten Fälle 
~an~ die du:c~schnittliche Behandlungsdauer anhand einer Sonderauswertung der Rehabi
htatlonsstatlstlk und der Statistik der erstmals entschädigten Fälle der gewerblichen Berufs
genossenschaften ermittelt werden. Tabelle 3 faßt die stationäre Behandlungsdauerdifferen_ 
ziert nach Unfal1schweregrad und Unfallart zusammen: 
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Ti belle J . Dauer der stationären Behandlung je Unfall und insgesamt in Tagen im Jahr 1989 • 
Betrieb Str. verl<.. 

je Fall zusammen je Fall zusammen 

stationär 9.84 789.602 10.26 205.377 

EE mit stal. 36.74 1.261.493 59,60 481.496 

EE Todesfall 8.84 11 .526 6 .46 9.294 

Gesamt TaQe 2.062.621 696.167 

Gesamt 

je Fall zusammen 

stationär 9,92 993.808 

EE mit stal. 40.48 1.716.834 

EE Todesfall 7.70 21.123 

Gesamt Tage 2.731.765 

Quelle: Hauptverband der gewerblichen Berufsgenossensl:haften (Hrsg. ): Sonderauswenung: Meldepfli chtige ArbeitS· und 
Wegeunfälle im Jahre 1989, Bonn 1991 ; eigene Berechnungen 

Es zeigt sich, daß vor allem Straßenverkehrsunfälle .zu schwerwi~genden Unfallfolgenfüh
ren. So ist die Dauer der stationären Behandlung mJt 59 Tagen bel Straßenverkehrsunfallen 
23 Tage länger als bei Unfällen im Betrieb . 

5. Bewertung der Unfallfolgen 

5.1 Bewertungskonzepte 

Um die volkswirtschaftlichen Schäden infolge von Arbeits- und Wegeunfällen als Kosten zu 
bewerten ist zunächst zu klären , an welchen Größen die Ressourcenverluste identifiziert 
und gem~ssen werden sollen. Die Alternativen bestehen in de~ objektiv~n An~atz. der 
gesamtwirtschafdichen Produktionsausfälle ("Ressourcentheone") und m subjektiven 
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A.nsätzen der individuellen bzw. sozialen Zahlungsbereitschaft Abbildung 12 g'b . 
Ub br k 'b d' h" ., temen 

er lC u er Je untersc tedltchen Konzepte zur Bewertung für die Zers[örun zuv 
nutzbarer Ressourcen als Folge von Arbeits- und Wegeunfällen. g Or 

Abbildung 12: Konzepte zur Bewertung volkswirtSchaftlicher Schäden 
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E~ ist ~ut:üfen, in~.ieweit die verschiedenen Bewertungsansätze geeignet sind, die volks
;rtsc ~. thchen Schaden durch Arbeits- und Wegeunfälle zu erfassen,!4) Die objektiven 

ertansatze erlaube~ vor allem ein~. ,.ex-post"-Quantifizierung der Auswirkungen bereits 
scangefundener ~nfalle, Demgegenuber hegt den subjektiven Wenansätzen die Überlegun 
~~gru~:e, ,daß ~l~h~ das, was aufgrund potentieller Produktionsverluste eintreten könme

g 

Ie v~ S~lrtsc a tlIche? Kosten repräsentiert, Die Kosten ergeben sich vielmehr aus dem' 
was er Elnzel~e, oder dIe Gesellschaft für die Vermeidung oder Verringerung von Unfälle~ 
zu zahle~ b~reH 1St. Der Vorteil des subjektiven Wertansatzes wird vielfach darin esehe 
daß damit die Wertschätzung der Gesellschaft ex-ante" d h E' hl ß d g n, 

11 U f 11 f '" . . unter InSC u er poten
t~e en na op er und ihres Wohlstandsverlustes, erfaßt wird, Das Konzept des sub'ek-
tlven Wertansatzes hat zwei Varianten: J 

14) Zur Diskussion der verschiedenen Bewen ,., h B 
Value of Life, in: Jones -Lee, M. W, (Hrs:.~g~~~~~~;l:f ~'f roo:;;, l' Uneertaintr in Welfare Eeonomies, ancl the 
"Geneva Assoeiation", Amsterdam, New Yo~k, Oxford 1982

1 ~ a;OI _ a ety - Pr~eee~lI"I,gs of a Conf~renee held br the 
Reduced Morbidity from Air Pollution COntrol: A Survey in.' ful1 Z~ Sv,20~, flcdkJe, 1'11 •. , Gerkmg, S, .. Beneflts of 
andPoliey Makin inEnv'r lE . . ' .. . mer, ., an eran , E. (Hrsg.), ValuatlonMetho(is 
S. IOJ-!ZZ S. IZO~ Helm; ~nmeDn.(aS conom!k"d(- ~~uclkles m EnvIronmental Seienee, J6), Amsterdam, New York 1989, 

.. ' , ,,' le ystemau er ver ehrsunfaJlfolgen _ Ei "k ' h P bl ' , , 
fur Verkehrswissensehaft, 43. Jg., 1972 S. 14-22 S 17. M' } EJ C n o. onomls~ es ro em, m: Zeltsehnft 
ker, R.G" Eeonomie COstS of Air poliution N' . y.' k I~anh' .. , ost-Benefn-AnalySlS, London 1971, S. 15J; Rid-

Zusatz.~oS!en des Verkehrs, in: Vierteljahresh'eftee:ur ~i:tsc~:f~nf~tr::iH~nOgnd~~:~6~;;li~5~~:9o~e;r~e~, ~,;zDiale 
monel.1Te Wert besserer Luft - Eine empirische Anal se ' d· ·cl 11 Z" ,. ,c u z, ., er ;:;f de~ B~sis von Repräsentativumfragen (_ Europiis~he 1~:~s:~ul:~h~~tJ;nng~::~:i~sc:~ft::4 ~n~ ihr~fDeter;:;in~nten 

ew or 1985, S. 61; Viscusi, K. W, The Valuation of Risks of Life and H~ahh in: Be~tkov~ ra~ urt a. ., ern, 
Mumpower,j. (Hrsg.), Benefits Assessment: The State oE the Art, Dordreeht 1986', S, '19J-210, S.r2{o. " Cove/Jo, VT., 
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_ Die soziale Zahlungsbereitschaft ermittelt die Kosten aufgrund von Ausgaben des Staates 
zur Unfallverringerung (z.B. Verkehrssicherheitsprojekte, Investitionen im Arbeits- und 
Gesundheitsschutz oder in die Verkehrsinfrastfuktur), 

_ Die individuelle Zahlungsbereitschaft ermittelt die Kosten aufgrund der Aufwendungen 
von Individuen zum Schutz vor Tod oder Verletzungen bzw. zum Schutz vor den mate
riellen Folgen von Unfällen (z.B. für die Familie mit Lebensversicherungen). 

Die Zahlungsbereitschaftsmethode wird jedoch ihrer grundlegenden Wertprämissen als 
problematisch angesehen. Die Schwächen der Bewertung von Unfallfolgen aufgrund von 
Zahlungsbereitschaften liegen in folgenden Punkten: 

- Dem Individuum liegen nur unvollständige Informationen vor. Gerade beim Gut 
"Sicherheit" kann davon ausgegangen werden, daß die Individuen ihr Unfallrisiko viel
fach nicht kennen und auch nicht in der Lage sind, für ein Unfallereignis eine Auftretens
wahrscheinlichkeit zu nennen. Damit ist ein direkter Vergleich mit anderen Gütern, wie 
er zur Bewertung notwendig ist, nicht durchführbar, 

- Individuen neigen zu einer Umerbewertung zukünftigen Konsums und vernachlässigen 
damit rationale Erwägungen , 

- Die Bedürfnisse zukünftiger Generationen werden umerbewertet. 

Anhand von Zahlungsbereitschaften durchgeführte Untersuchungen weisen ein weites 
Spektrum für den Wert des menschlichen Lebens auf. Angesichts der erheblichen theore
tischen und empirischen Schwierigkeiten der subjektiven Methoden bieten vor allem die 
objektiven Wenansätze die sachgerechtere Lösung. Werden die Ertragswertansätze 
zugrunde gelegt, stellt sich die Frage, ob bei der Bewertung der verlorenen produktiven 
Erträge getöteter Unfallopfer ihre Konsumausgaben bis zur Restlebenszeit abgezogen 
(Netroertragswert ) oder miteingerechnet (Bruttoertragswert) werden sollen. Welches Prin
zip anzuwenden ist, wird kontrovers diskutiert, Die Wahl des Bewertungsverfahrens hängt 
vor allem vom Untersuchungsziel ab. Folgende Verfahrensregelläßt sich empfehlen: 

- Wenn die volkswirtschaftlichen Unfallkosten ermittelt werden sollen, wird mit dem Net
toprinzip gerechnet, Der Konsum der Verunglückten wird subtrahiert, weil dieser nicht 
für die Gesellschaft (mit Ausnahme der Unfallopfer) zur Verfügung gestanden hätte. 

- Wenn im Rahmen von Nutzen-Kosten-Analysen Maßnahmen zur Unfallverringerung 
evaluiert werden sollen, wird das Bruttoprinzip angewendet. Der Konsum der durch 
diese Maßnahmen geretteten Personen bleibt einbezogen, weil in diesem Fall die Gesell
schaft auch die vermiedenen Unfallopfer umfassen würde. 

Es wird daher in dieser Untersuchung der Brunoenragswenansatz als spezielle Ausprägung 
des objektiven Ansatzes verwendet. Ressourcen werden definiert als potentielle Produk
tionsfaktoren, Dazu zählen sachliche und personelle Ressourcen, die durch Arbeits- und 
Wegeunfälle vernichtet oder in ihrer Nutzbarkeit eingeschränkt werden. Danach werden die 
Schäden infolge von Unfällen entweder mit den Kosten einer Ersatzbeschaffung oder mit 
den entgangenen künftigen Erträgen bewertet, Um diesen Ansatz zur Messung der gesamt-
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wirtschaftlichen Schäden anwenden zu können, muß daher zwischen zwei Kostenposi_ 
tionen unterschieden werden: 15) 

- Ressourcenausfälle: Arbeits- und Wegeunfälle entziehen der Gesamtwirtschaft Resso _ 
ce~, die für de~ Produ~ti?ns~rozeß fehlen. Di:se Einschränkung in der Einsarzmögli:h_ 
kelt und der LelStungsfahlgkeIt der Ressourcen 1st zu ermitteln und monetär zu bewerten. 

- Kosten der Reproduktion: Um di~ Folgen von Arbeits- und Wegeunfällen zu beseitigen 
und cl,en Zustand vor dem Unfall wIederherzustellen, werden Ressourcen eingesetzt. Die
ser EInsatz ~?n ~essourcen führt bei den Trägern der Maßnahmen zu Kosten, die als 
Grundlage fur die monetäre Bewertung des Reproduktionsaufwandes herangezogen 
werden. 

Im einzelnen ergibt sich demnach folgendes Gerüst an Unfallfolgen, die zu Ressourcenaus_ 
fällen führen: 

Ressourcenausfälle 
{

Personenschaden -f ::::rhaft Geschädigte 

vorübergehend Geschadigte 

Sachschaden - - Total- und Teilschaden 

Die Aufwendungen für die Wiederherstellungen, die zu Reproduktionskosten führen, 
umfassen folgende Positionen: 

Behandlungs- und Krankenhauskosten 

Kosten des Rettungsdienstes und der Schadensbekämpfung 

Kosten der sozialen Rehabilitation 

Kosten der Verwaltung und sonstige Reproduktionsschäden 

5.2 Berechnung der Ressourcenausfälle durch Arbeits- und Wegeunfälle 

5.2.1 Methodische Vorgehensweise 

Um die Ressour~.enverluste ~u ber~chnen, ist zunächst der Wert aller im Untersuchungsjahr 
erz~ugten Sach?ut~r und DIenstleistungen zu ermitteln. Dieses tatsächlich erwirtschaftete 
SozIalprodukt Ist Jedoch nicht identisch mit dem ohne Arbeits- und Wegeunfälle erreich-

15) Vgl. Krupp, R., Hundhau$~n, G., Volkswirtschaftlich~ Bewertung von Personenschiden im Straßenverkehr Bundes. 
anstalt für Straßenwesen (Hrsg.). Bergisch Gladbach 1984, S. 4. ' 

Volkswirrscnafrliche Kosten von Arbeits· und Wegeunfiillen 239 

baren Sozialprodukt. Es ist daher notwendig, für eine unterstellte ldealsituation, in der es 
zu keinen Arbeits- und Wegeunfällen kommt, das potentielle Sozialprodukt zu ermitteln. 
Da allerdings die Unfallereignisse des Jahres 1989 auch - wie bereits gezeigt - in den Folge
jahren zu Produktionsausfällen führen, werden sowohl für das tatsächliche als auch das 
potentielle Sozialprodukt die jeweiligen Entwicklungspfade ber~chnet. Die Differenz der 
beiden Entwicklungspfade ergibt die volkswlrtschafthchen Schaden des Produktlonsaus
falls (Abbildung 13). 

Abbildung 13: Alternative Wachstumspfade mit und ohne Unfälle 
der betrachteten Periode t l - t2 

BSPP 

mit: SP'" - potentielles Sozialprodukt ohne Unfälle, sr - potentielles Sozialprodukt mit Unfillen 

t 

Der Realfall mit Unfällen zeichnet sich durch ein Wachstum des Sozialproduktes aus, wie es 
aus der Entwicklung in der Vergangenheit abgeleitet werden kann. Der Idealfall ohne Un
fälle weist dagegen ein größeres Wachstum aus, da über mehr ProduktionsfaktOren verfügt 
werden kann. Die Produktionsausfälle errechnen sich also als 

" 
~ SP = L (SP" - SP ) ,_ I t I 

mit: SP - potentielles Sozialprodukt mit Unfällen 
SP'" - potentielles Sozialprodukt ohne Unfälle 
r. - Zahl der Perioden , in denen die Folgen der Unfälle wirksam werden 

Das gesamtwirtschafdiche Produktionsergebnis kann wertmäßig durch verschiedene 
Sozialproduktgräßen abgebildet werden. Es ist daher zu klären, welche volkswirtschaftli
che Sozialproduktgröße geeignet ist, um die Ressourcenausfälle infolge von Arbeits- und 
Wegeunfällen zu messen. Das Produktionsergebnis, das durch die Arbeits- und Wegeun
fälle verringert wird, wird in der volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung am besten durch 
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das Nettosozialprodukt zu Faktorkosten abgebildet. Gegenüber dem weiter gefaßten und 
gebräuchlicheren Bruttosozialprodukt zu Marktpreisen fehlen beim Nettosozialprodukt 
zu Faktorkosten die Abschreibungen für den Ersatz der Wertminderungen beim Produk. 
rionsvermögen und die indirekten Steuern (vermindert um die Subventionen). Die 
Abschreibungen dürfen in einer gesamtwirtschaftlichen Unfallkostenrechnung nicht be
rücksichtigt werden, da sie der Gesellschaft nicht in Form von Gütern und Leistungen ZUr 

Verfügung stehen und ebenfalls nicht der Bildung von Kapital dienen und insofern nicht 
durch Arbeits- und Wegeunfälle vermindert werden . Die indirekten Steuern sind herauszu
rechnen, da sie keinen Produktionsbeitrag darstellen, sondern nur den Erlös der Unterneh
men vermindern. 

Um das potentielle Nettosozialprodukt zu Faktorkosten errechnen zu können, muß der 
quantitative Zusammenhang zwischen dem Sozialprodukt und dem Arbeits- und Kapital
vermögen spezifiziert werden. Der funktionale Zusammenhang kann anhand einer Produk
tionsfunktion beschrieben werden. Derzeit liegen allerdings keine Produktionsfunktionen 
vor, in denen das Nettosozialprodukt zu Faktorkosten als abhängige Größe eingeht. Es 
kann jedoch ersatzweise auf gesamtwirtschaftliche Produktionsfunktionen 16) zurückgegrif
fen werden, bei denen als abhängige Sozialproduktgröße das Bruttosozialprodukt zu 
Marktpreisen zugrunde gelegt wird. Da die jährlichen Anteile des Nettosozialprodukts zu 
Faktorkosten am Bruttosozialprodukt in den letzten 10 Jahren zwischen 77% und 78% lie
gen, kann das mit Hilfe der Produktionsfunktion ermittelte potentielle Bruttosozialpro
dukt durch Multiplikation mit einem konstanten Gewichtungsfaktor in die Größe .,poten
tielles Nettosozialprodukt zu Faktorkosten" umgerechnet werden. Für die Berechnung des 
potentiellen Bruttosozialprodukts wird die CES-Produktionsfunktion der Deutschen Bun
desbank verwendet. In diese Funktion gehen als unabhängige Variablen die Produktionsfak
toren Arbeit, genutzter Kapitalstock und importierte Vorleistungen ein: 

y~ f (A, K, M) 

mit: A., Arbeitsvolumen in Stunden 
K .. genutzter Kapitalstock 
M '" importierteVorleistungen 

Um die Entwicklungspfade für das tatsächliche und das potentielle Sozialprodukt ermitteln 
zu können, ist es zweckmäßig, die Produktionsfunktion durch Differenzieren in Wachs
tumsraten zu transformieren. Die Parameter der Funktion werden regressionsanalytisch 
geschätzt. Das potentielle Bruttosozialprodukt kann errechnet werden, indem die tatsäch
lichen durch die potentiellen Einsatzmengen der Produktionsfaktoren ersetzt werden. Es 
gilt folgende Funktion: 

16) Vgl. Deutsche Bundesbank (Hrsg. ), Struktur und Eigenschaften einer neuen Version des ö konometrischen Modells der 
Deutschen Bundesbank, in: Monauberichte der Deutschen Bundesbank, Nr. 8, 1982; Deutsche Bundesbank (H T5g.), 
Di e Verwendung des ökonometrisch~n Modells der Deutschen Bundesbank zu gesamtwirtschaftlichen Vorausschätzun
gen, in: Monatsberichte der Deutschen Bundesbank, Nr. 5, 1989, S. 29-]6. 

SP 

mit: 
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[[
1,2057] 

~exp 100 

SP _ potentielles Bruttosozialprodukt in Preisen von 1980 
EW ., Erwerbspersonen in Mio. 
TA _ tariflich~ Arbeitszeit in Stunden 
KR _ Kapitalbesund(reproduzierbares Sachvermögen) in Preisen von 1980 am Anfang 

desjahres in Mrd. DM 
ARV _ geleistetes Arbeiuvolumen in Mrd. Stunden . . . .. . 
ELA _ Produktionselastizitätder Arb~it relativ zur Produkllonselasuzltat von Arbeit 

und Kapital mit: 

ELA~ 

[
ARVt _1)-2,17 

0,44* 11,5481 

[
ARV _1)-2.17 [KR t_1]-2.17 

0,44 * 11,54~1 +0,29* 6017 
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Der Vorteil dieser Vorgehensweise gegenüber anderen vorliegenden Studien ist, daß durch 
das Einsetzen der potentiellen Produktionsfaktoren der Auslast~ng~grad der Faktoren 
nicht berücksichtigt werden muß. Die bisherigen Ansätze auf BaSIS emgese:zter Produk
tionsfaktoren übersehen, daß bspw. ausgefallene Arbeitskräfte durch Arbeltslose .. erset~t 
werden können. Der potentialorientierte Ansatz umgeht dieses Problem,. da ~nfalle ~lt 
Personenschaden in jedem Fall zur Minderung des Erwerbspers~nenpotentlals ~uhren. Die
ser Rechenansatz bietet darüber hinaus den Vorteil, daß konjunkturell bedmgte A~.sla
stungsschwankungen, die nichts über den reale~. Resso.urcenverlust au~.sage.n, ,:nberuck
sichtigt bleiben. Der Potentialausfall von Sachschaden wlfd ebenfalls beruckSlchngt. 

Neben den gesamtwirtschaftlichen Produktions;erlusten müssen ebenfalls di~ ~reizeirver
luste infolge von Arbeits- und Wegeu~fällen bel den Ressourcen~erlusten mltembezo~en 
werden. Die Freizeitverluste setzen SIch zusammen aus den Embußen an produktiver 
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Freizeit, Hausarbeitszeir und disponibler bzw. reiner Freizeit. Bisher werden die Freizeit~ 
verluste analog Zur Arbeitszeit bewertet. 

Dagegen erfolgt hier eine differenzierte Bewertung der verschiedenen Freizeitverwendungs_ 
formen. Fürdie produktive Freizeit kann als Bezugsgröße der Nettolohn angesetzt werden) 
da das Opportunitärskostenprinzip gilt, und der Nettolohn den alternativen Verdienst des 
Faktors Arbeit beschreibt. Der durchschnittliche Nettolohnsatz wird entsprechend dem 
Opportunitätskostenansatz ebenfalls für die Bewertung der Verluste an Hausarbeitszeit zu
grunde gelegt. Die Opportunitätskostenansätze versagen jedoch bei der Bewertung der rei
nen Freizeit. Es wird daher für diese Form der Freizeitverwendung auf die Ergebnisse VOn 

Zahlungsbereitschaftserhebungen zurückgegriffen. 

Als ein weiterer Ressourcenverlust müssen auch die externen Kosten infolge von Arbeits_ 
und Wegeunfällen einbezogen werden. Dazu zählen insbesondere Schädigungen Dritter 
durch Wegeunfälle (z.B. Lkw-Verkehr, Pkw im Berufsverkehr). Als Bezugsgröße für diese 
volkswirtschaftlichen Verluste wird der friktionale Nutzungsausfall von produktiv und 
konsumtiv genutzten Kraftfahrzeugen herangezogen. Die durch Reparatur bedingten 
Nutzungsausfälle eines Kraftfahrzeugs lassen sich ohne empirische Erhebung relativ leicht 
ermineln. Unter Berücksichtigung der Lebensdauer und der durchschnittlichen jährlichen 
Fahrleistung eines Kraftfahrzeuges wird ein durchschnittlicher täglicher Nutzungsausfall_ 
satz errechnet. 

Die Summe der gesamten Ressourcenausfälle ergibt sich aus den ermittelten Schäden durch 
Produktionsausfall , Verlusten an nicht bezahlter Arbeitszeit, Nutzungsausfällen konsum
tiv genutzter Kraftfahrzeuge und Verlusten durch friktionsbedingten Stillstand der Kraft
fahrzeuge. 
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5.2.2 Ergebnisse 

Tabelle 4 gibt einen Überblick über die Ressourcenausfälle durch Arbeits- und Wege unfälle 
für das Jahr 1989. 

Tabelle 4' Ressourcenausfälle durch Arbeits- und Wegeunfälle des Jahres 1989 in TOM 

Verluste an NSFP 

Verluste an produktiver Freizeit 

Verluste an Hausarbeitszeit 

Verluste an disponibler Freizeit 

Summe Zeitverluste1) 

zerstörte Konsumgüter 

Stillstand konsumtive Kfz. 

Summe konsumtive Sachschäden 

Stillstand produktive Kfz. 

Gesamtsumme 

Altemativrechnung inc\. 

Konsumausfälle 

t ) Ausschließlich Verluste an disponibler Freizeit 
Quelle: Eigene Berechnungen 

Betrieb 

13.659.360 

1.231 .537 

4.406.668 

1.541.463 

5.638.205 

19.297.565 

20.839.027 

Str.verl<. Gesamt 

6.290.403 19.949.763 

574 .324 1.805.861 

2.142.825 6.549.493 

1.771 .046 3.312.508 

2.717.149 8.355.354 

4.422.317 4.422.317 

131 .545 131 .545 

4.553.862 4.553.862 

136.258 136.258 

9.143.810 28.441.375 

15.468.718 36.307.746 

Erwartungsgemäß kommt den Verlusten an Wertschö,~fun.g, au~.gedrückt durch die Größ.e 
"potentielles Nettosozialprodukt zu Faktorkosten , dle groß te Bedeutung zu. ~lt 
19,95 Mrd. DM werden durch Produktions ausfälle 70% der gesamten Ressourcenausfalle 
begründet. 

Eine weitere erhebliche Schadenskategorie ergibt sich durc.h die Bewertun~ der Einschrä~
kungen in den Freizeitnutzungsmögl~c~kejten ... Die Einbezlehu~g d~: Ausfalle an produkti
ver, aber unbezahlter Freizeit ist unstntug und fuhrt zu Verlusten 10 Hohe von 8,36 Mrd. DM. 
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Hingege,: werden die Einschränkungen der disponiblen Freizeit, die volkswirtschaftliche 
Verluste In Höhe von 3,31 Mrd . DM zur Folge haben, nur in einer Alrernarivrechnung 
berücksichtigt. 

Die Nutzungsausfälle an konsumtiv genutzten Gütern, die ausschließlich für Arbeits- und 
Wegeunfälle im Straßenverkehr ermittelt wurden, betragen 4,42 Mrd. DM. Hinzu kommen 
Nutzungsausfälle durch reparaturbedingte Stillstands- und beschaffungs bedingte Warte_ 
zeiten in Höhe von 131,55 Mio. DM. 

Insgesamt betragen die Ressourcenausfälle 28,44 Mrd. DM. Werden ebenfalls die Verluste 
an disponibler Freizeit und die Schäden an konsumtiven Gütern berücksichtigt, erhöhen 
sich die Ressourcenausfälle um 27,7% auf 36,31 Mrd. DM. 

5.3 Berechnung der Reproduktionskosten durch Arbeits- und Wegeunfälle 

5.3.1 Methodische Vorgehensweise 

Die Reproduktionskosten setzen sich aus folgenden Schadenskategorien zusammen: 

- \X1iederhersrellungskosten, 

- Kosten des Rettungsdienstes und der Schadenseindämmung (z.B. Feuerwehr), 
- Verwaltungskosten. 

Die Wiederherstellungskosten umfassen die Aufwendungen für die medizinische Akut
behandlung sowie für die Pflege und für die Rehabilitation von Verletzten. Da sowohl die 
Dauer als auch die Art der Behandlung die Höhe der Wiederherstellungskosten beeinflus
sen, ist es zweckmäßig, die Gesamtkosten in folgende Kostenkomponenten zu zerlegen: 

- Kosten der stationären Behandlung, 
- Kosten der ambulanten Behandlung, 
- Kosten für sonstige Heilbehandlung und ergänzende Leistungen, 
- Kosten der beruflichen und sozialen Rehabilitation. 

Um diese Kosten zu ermitteln, kann auf Daten des Statistischen Bundesamtes, des Bundes
minister für Arbeit und Sozialordnung sowie der Berufsgenossenschaften zurückgegriffen 
werden. 

Die Kosten des Rettungsdienstes und der Schadensbegrenzung setzen sich zusammen aus 
den Aufwendungen für die Rettung und die Erstbehandlung von Personen sowie für die Be
grenzung und Eindämmung von Sachschäden. Die Kostenermitdung für diese Positionen 
gestaltet sich jedoch schwierig. Für die Begrenzung und Eindämmung von Sachschäden 
sind die Feuerwehren zuständig. Die für diese Aufwendungen entstehenden Sachschadens
kosten können jedoch nicht ermittelt werden, da die Feuerwehreinsätze kostenmäßig nicht 
nach den Einsatzleistungen (z.B. Personenrettung und Verhinderung von Sachschäden) 
abgegrenzt werden und zudem die Datenlage dürftig ist. Insofern können nur die Kosten 
für den Personenrettungsbereich ermittelt werden. Schwierigkeiten bei der Kostenermitt
lung, die sich aus der Struktur des Rettungswesens und dessen Finanzierungssystems erge
ben, können durch den Rückgriff auf bereits durchgeführte Untersuchungen und durch ei
gene Schätzungen beseitigt werden. 
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Verwaltungskosten entstehen im gesamten Verlauf der Schadensbearbeitung von der Erfas
sung eines Unfalls bis hin zur vollständigen Reproduktion der entstandenen Schäden. E.rfas
sungskosten werden durch die Arbeit der Polizei, durch Schadens beauftragte der Versiche
rungen sowie durch innerbetriebliche Arbeitss~hutzabteilungen oder -be~uftragte verur
sacht. Zu den Nachbearbeitungskosten zählen die Rechrsfolgekosten und die Verwaltungs
kosten des Versicherungswesens. Die Polizeikosten (Personal- und Sachkosten) können nur 
für Arbeits- und Wegeunfälle im Straßenverkehr ermittelt werden. Zur Berechnung der 
Rechrsfolgekosten nach Straßenverkehrsunfällen wird auf das Datenmaterial der Rechts
schutzversicherer zurückgegriffen. Die Rechrsfolgekosten durch Unfälle Im Betrieb kön
nen wegen der eingeschränkten Datenverfügbarkeit nur anhand von Hilfsgrößen (z.B. 
Kosten der Unfallversicherungen für Rechtsverfolgung) ermittelt werden. Die Verwaltungs
kosten der gesetzlichen Unfallversicherer werden anhand der Anteile aller geschädigten Per
sonen, die Verwaltungskosten der Lebensversicherungen anhand der Anzahl der tödlich 
Verletzten und erstmals entschädigten Personen ermittelt. Die Verwaltungskosten für 
Arbeits- und Wegeunfälle im Bereich der Kraftfahrzeug-, Transport-, Sach- und techni
schen Versicherung können relativ genau ermittelt werden. Dagegen können die betriebli
chen Verwaltungs kosten nur den Arbeits- und Wegeunfällen im Betrieb zugeordnet werden. 

5.3.2 Ergebnisse 

Tabelle 5 faßt die berechneten Reproduktionskosten aufgegliedert nach Unfallarten zu
sammen. 

Tabelle 5: Reproduktionskosten infolge von Arbeits- und Wegeunfällen 
des Jahres 1989 in TDM 

Betrieb Str.verk. Gesamt 

Gesundheit 1.709.315 358.765 2.068.081 

Rettun swesen 6 .425 14.185 20.610 

Verwaltun 2.209.049 2.594.108 4.803.157 

Gesamt 3.924.789 2.967.059 6.891.848 

Quelle: Eigene Berechnungen 

Im Jahr 1989 sind 6,89 Mrd. DM zur Beseitigung der Schäden durch Arbeits- und Wege
unfälle aufgewendet worden. Auffällig sind die hohen Kosten, die durch die Verwaltung der 
Unfallfolgen entstanden sind. Dieser Wert ergibt sich vor allem aus den Verwaltungsauf
wendungen der Kraftfahrzeugversicherer für Unfallereignisse mit "nur Sachschaden". 
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S.4 Ergebnis: Volkswirtschaftliche Ressourcenverluste 

Es ergeben sich insgesamt Ressourcenverluste in Höhe von 35,3 Mrd. DM (Tabelle 6). 
Erwartungsgemäß wird der größte Teil der gesamten volkswirtschaftlichen Kosten in Höhe 
von 28,4 Mrd. DM durch Ressourcenausfälle verursacht. Bemerkenswert ist jedoch, daß die 
Unfälle im Straßenverkehr mit 34% einen hohen Anteil an den gesamten Ressourcenver
lusten haben, obwohl der Anteil der im Straßenverkehr verletzten Personen am gesamten 
Unfallgeschehen mit 12,6% relativ gering ist. Werden die durch Straßenverkehrsunfälle 
beschädigten konsurntiv genutzten Sachgüter und die Ausfälle an konsumtiver Freizeit 
berücksichtigt, haben die Straßenverkehrsunfälle an den sich dann ergebenden Ressourcen
verlusten in Höhe von 43,2 Mrd. DM sogar einen Anteil von 43%. Ursache für die erheb
lichen volkswirtschaftlichen Verluste infolge von Arbeits- und Wegeunfällen im Straßen
verkehr ist, daß die Straßenverkehrsunfälle vielfach zu schwerwiegenden Personenschäden 
führen, so daß auch die Kosten der medizinischen Behandlung und die Verluste an Arbeits
ausfall höher sind. Zudem hat ein Straßenverkehrsunfall in der Regel immer einen Sach
schaden zur Folge, so daß entsprechend höhere Verluste am konsumtiv und produktiv 
genutzten Sachvermögen entstehen. 

Tabelle 6: Ressourcenverluste infolge von ArbeitS- und Wegeunfällen desjahres 1989 in TOM 

Betrieb Straßenverkehr Gesamt 

Ressourcenausfallkosten 19.297 .565 9.143.810 28.441.375 

Ressourcenausfallkosten 20.839.027 15.468.718 36.307 .745 
incl. konsumtiver Verluste 

Reproduktionskosten 3.924 .789 2.967.059 6.891.848 

Ressourcenverluste 23.222.353 12.110.870 35.333_223 

Ressourcenverluste inel. 24.763.816 18.435.778 43.199.594 
konsumtiver Verluste 

Quell~; Eig~n~ B~re<:hnungen 

6, Prognose der künftigen Arbeits- und Wegeunfälle 

Um Aussagen über die künftige Entwicklung des Unfallgeschehens treffen zu können, ist 
die Erarbeitung eines Prognosemodells notwendig, das das Unfallgeschehen mit Hilfe von 
signifikanten Einflußgrößen erklären kann. Da die Zahl und die Schwere von Unfällen im 
Straßenverkehr von anderen Einflußfaktoren abhängen als das Unfallgeschehen im Betrieb, 
werden die Unfälle im Betrieb und im Straßenverkehr getrennt geschätzt. 
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Für die Unfälle im Betrieb können als wesentliche Einflußfaktoren die in der folgenden 
Funktion dargestellten Variablen spezifiziert werden: 

UB = f (AL, ÜB, AQ, BS, TF, AA, PP) 

mit: UB - UnfälI<' im Bmieb 
AL .. Arbeitsl<'istung (Erw<'rbstätige im Inland x Arbeitszeit; in 1000 h) 
ÜB - Überstundenbelastung (inh) 
AQ _ Arbeitsqualität {Beamte und Angestellte zu E~'t'rbstätig~n in Pr~zent) . 
B5 .. BeschäftigungsStruktur (Anteil Dienstl~istung an Bruttowenschopfung In Prozent) 
TF .. technjsch~r Fortschritt 
AA .. Ausländeranteil (in Prozent) 
PP .. Auslastungsgrad des Produktio nspotentials 

Die schrittweise durchgeführte regressionsanalytische Ü~erprüfungl.7) erg~bt, da~ di.e 
Unfälle im Betrieb durch den Auslastungsgrad des Produkuonspotenuals, die ~rbeltslel
stung und den technischen FortSchritt beeinflußt werden. Tabelle 7 gibt einen Uberblick 
über die Regressionskoeffizienten und die statistischen Prüfmaße. 

Tabelle 7: Regressionsmodell: Unfälle im Betrieb 

Koeffizient Standardfehler 

Konstante -4 .315.341 464.947,9 

pp 43.057,78211 4.970,03562 

AL 0,062093 0,010276 

TF -14.925,5169 3.024,9181 

mit: R2 - 99,11 % Durbin-Wa.lson - 1,223 
pp _ Auslastungsgrad des Produktionspo tentials 
AL .. Arbeitsleistung 
TF _ technisch~r Fortschritt: 

Quelle: Eigene Beruhnungen 

t-Wert Signifikanz-

niveau 

-9 .2813 0,0000 

8,6635 0,0000 

6,0424 0,0000 

-4,9342 0,0001 

Das Bestimmtheitsmaß erreicht einen Wert von R2 = 99,11 %. Folglich passen sich die 
geschätzten Werte gut an die tatsächlichen Unfälle an . . Der D.urbi.n-Wat~on~Test, mit dem d.ie 
Autokorrelation zwischen den Variablen überprüft wlrd, zeIgt em befrIedigendes Ergebms. 
Auch wenn vom optimalen Durbin-Watson-Wert in Höhe von 2,0 abgewichen wird, liegt 
der Tesrwert im nicht signifikanten Bereich, d. h. das Vorliegen von Autokorrelation kann 
nicht signifikant belegt werden .18) 

17) Vgl. zurschrittweisen Regression: Draper, N .R., Smirh, H., Ap~lied Regression Analysis, New Y~rk 1981. 
18) Der nicht signifikant<' Bereich p des Durbin-Watson-Tests stellt SICh dar als 0 + ~ < p< 4 - do· ~el 25 Beobachtung~n 

und 3 zu schätzenden Parametern beträgt do - 1,21 auf Cl - SOlo-Niveau. Vgl. dazu: SchneeweIß, H. , Ö konometne, 

Heidelberg 1990, 5.188 u. 5. 374. 
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Für die Arbei ts- und Wegeunfälle im Straßenverkehr können zunächst folgende Einfluß_ 
faktoren spezifiziert werden: 

UST ~ f (AL, AE, FL, Ü B, VD , T F, AA) 

mit: UST .. Unfälle im Straßenverkehr 
AL .. Arbeitsleistung (Erwerbstätige im Inland )( Arbeitszeit; in 1000 h) 
AE - effektive jährliche ArbeitStage 
FL '" Fahrleistung 
ÜB ,. Überslundenbelmung(inh) 
VD .. Verkehrsdichte 
TF .. technischer FortSchritt 
AA .. Ausländeranteil (in Prozent) 

In dem schrittweise entwickelten Modell werden nur noch der Auslastungsgrad des Produk
tionspotentials und die Arbeitsqualirät berücksichtigt. Überraschend ist hier, daß die Varia
blen Verkehrsdichte und -leistungen keinen signifikanten Einfluß auf das Unfallgeschehen 
haben. Das kann allerdings darauf zurückgeführt werden, daß nicht die gesamten Straßen
verkehrsunfälle betrachtet werden, sondern nur die Teilmenge von Straßenverkehrsunfäl
len, die zugleich als Arbeits- und Wegeunfälle einzustufen sind. Bei einem Bestimmtheits
maß von R2 == 92,41 % und einem Durbin-Watson-Wert von 1,654 liegt ein gutes Schätz
ergebnis vor (Tabelle 8). 

Tabelle 8: Regressionsmodell: Unfälle im Straßenverkehr 

Koeffi zient Standardfehler 

Konstante -238.458 ,7 

pp 5,170 ,9052 

AQ 230. 501.6 

mit ; R: - 92,41% Durbin -Watson-I,654 
pp ,. Auslastungsgrad des Produktionspotentials 
AQ - Arbeitsqualität 

Quelle: Eigene Berechnungt'n 

75 .031 ,65 1 

733 ,36426 

21.252.44 

t-Wert Signifikanz-

niveau 

-3 .1781 0.0044 

7.0509 0,0000 

-10.8459 0.0000 

Die Überprüfung der Prognosegüte des auf den beiden Schätzfunktionen basierenden 
Modells liefert der Vergleich zwischen der tatsächlichen und der prognostizierten Entwick
lung der Arbeits- und Wegeunfälle für den Zeitraum von 1965 bis 1989 (siehe Abbildung 14). 
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Abbildung 14: Tatsächliche und prognostizierte Entwicklung der gemeldeten Arbeits- und 
Wegeunfälle von 1965 bis 1989 
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Quelle: Eigene Berechnungen 
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Es zeigt sich, daß die tatsächliche Entwicklung sehr gut d~rch die nachträ?l~ch prognosti
zierten Unfallzahlen abgebildet wird. Die Abweichung zWlschen prognOStIZlerten und tat
sächlichen Unfällen ist mit einem maximalen Wert in Höhe von 71.762 Arbeits- und Wege
unfällen im Jahr 1974 insgesamt so gering, daß sie angesichts von durchschnittlich 2,2 Mio. 

Unfällen pro Jahr vertretbar ist. 

7. Entwicklung eines Fortschreibungsmodells der Kosten 
von Arbeits- und Wege unfällen 

Die vorgelegte Untersuchung zeigt, daß die Ermittlung der Ressourcenverluste infolge v.on 
Arbeits- und Wegeunfällen mit einem erheblichen Datenerhebungsaufwand verbunden 1St. 
Für eine kontinuierliche Berichterstattung über die durch Arbeits- und Wegeunfälle verur
sachten Ressourcenverluste bietet sich eine solche rechercheintensive Vorgehensweise nicht 
an. Das für das Jahr 1989 erarbeitete Mengen- und Kostengerüst kann jedoch herang~zogen 
werden um ein vereinfachtes und standardisiertes Fortschreibungsmodell zu entWickeln . 
Um de~ Datenbeschaffungsaufwand so gering wie möglich zu halten, wird die Anzahl der 
unabhängigen Variablen auf folgende Größen begrenzt: 

- Anzahl der gemeldeten Unfälle, 
_ Preisentwicklung des Bruttosozialprodukts, 
_ Preisentwicklung für die stationäre Behandlung, 
_ Produktivitätsentwicklung je durchschnittlichem Erwerbstätigen, 
_ Entwicklung der Anzahl der Unfälle mit nur Sachschaden. 
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Diese Daten können dem Statistischen Jahrbuch und dem jeweils aktuellen Unfallver
hütungsbericht entnommen werden. 

Für die Konstruktion des Fortschreibungsmodells werden zunächst aus den in den Unfall
verhütungsberichten veröffentlichen Arbeits- und Wegeunfallzahlen die Arbeits'- und 
Wegeunfälle, einschließlich der in der amtlichen Statistik nicht erfaßten Personengruppen 
berechnet. Anhand von Strukturkoeffizienten können die so ermittelten gesamten Arbeits
und Wegeunfälle auf die verschiedenen Unfallarten und Unfallschwerekategorien aufgeteilt 
werden . In einem weiteren Schritt werden aus den Ressourcenverlusten des Jahres 1989 Ko
stensätze für die Unfallfolgen (d. h. für den Arbeitsausfall, die medizinische Behandlung 
und den Verwaltungsaufwand) berechnet. Für eine genaue Berechnung ist es darüber hinaus 
erforderlich, innerhalb jeder Kostenkategorie die Kostensätze differenziert nach Unfall
arten und Unfallschweregraden zu bestimmen. Im letzten Schritt der Berechnung wird die 
aktualisierte Zahl der Arbeits- und Wegeunfälle mit den berechneten Kostensätzen multipli
ziert. Die Rechnung stellt sich wie folgt dar: 

VP;j ~ U;,· (AA;j + MB;j + VK;) 

mit: vp ... volkswirtschaftliche Kostendurch Unfälle mit Personenschaden 
U ... Zahl der Unfälle 
AA • Kostensatz fü r Arbeitsausfall 
MB ... Kostensatz für medizinische Behandlung 
VK ... KostensatzfürVerwaltung 

... Unfallart 

... Unfallschweregrad 

Damit ergibt sich: 

VP ~ ~~VP;j 

mit: VP ... volkswirtschaftliche Verlustedurch Unfiillemic Personenschäden insgesamt 

In Verbindung mit den Unfällen ohne Personenschäden ergibt sich der gesamte volkswirt
schaftliche Verlust als: 

vv ~ VP + SSE . SSK 

mit: VV ... volkswirtSchaftliche Verluste insgesamt 
VP ... volkswirtschaftliche VerluSte durch Unfälle mit Personenschaden insgesamt 
SSE ... Sachschadensereignisse ohne Personenschaden 
SSK ... Kosten pro Sachschadensereignis ohne Personenschaden 

Um die Genauigkeit dieses Fortschreibungsmodells zu überprüfen, werden mit den Unfall
zahlen des Jahres 1989 nochmals die volkswirtschaftlichen Verluste errechnet. Es zeigt sich, 
daß die geschätzten Ressourcenverluste von den tatsächlichen Ressourcenverlusten nur um 
0,27% nach unten abweichen. 

Mit Hilfe der gewonnenen Daten und des entwickelten Konzeptes zur Bewertung, Pro
gnose und Fortschreibung ist es möglich, auch zukünftig die volkswirtschaftlichen Nutzen 
von Unfallvermeidungsmaßnahmen abzuschätzen. 
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Abstract 

esearch stud is tar eted on measuring the number and severi ty of occupational accidents. Based o~ this, ~conomic 
::e: of resource:are de~i\·ed. A calculation of the single accident spec~fic COS tS adds to the cOSt comp~ta~l~nd Th;s ca~cul~ 
. ' .. rtance for the 0 erational conduction of cost-beneflt·analyses. Furthermore, a met 0 IS .eve ope. an 

[Ion Ir' °df basIc Impo\ d d·"P'h- numL -r md COSIS of occupational accidents. The result is transferred mlo an mfor-
root toextrapoatem pre I ,.. l>I: Th f h d' h 

~ation concept, which lays down the foundation for a user oriented computer program. ere ore, t e stu y 15 met 0-

dologica1 as also result driven. 
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Cansier, Dieter: Umweltökonomie. 
Gustav Fischer Verlag, 5tuttgart-Jena 1993 (I5BN 3-8252-1749-3), DM 42,80 . 

Humane Aktivitäten können vielfältige Wirkungen erzeugen. Deren ausreichend urnf _ 
sende ~bwägung fällt nicht immer leicht. Vorzug genießt nicht selten gar eindimension:te 
Beurteilung. Zu weite V:erbreitung findet das auch im Umweltschutz. Ökonomische 
~etrac~tungen erfre~en SIch da allzu selten gebührender Beliebtheit. Kein Wunder, daß 
insoweIt Fehlentscheldu~gen und -investitionen drohen. Schließlich eignen Menschen und 
Personeng~uppen . ~anntgfache Bedürfnisse. Für deren Befriedigung stehen meist nUr 
knappe. teIls ,spezIfIsche, obwohl oft verschiedene, teils unzpezifische, aber dann oft glei
c~:. oder ~emgstens ähnliche, substituierbare Ressourcen zur Verfügung (.,Mittelheteroge_ 
n~tat qu~sIhomogener .Zwecke" bzw. "Zweckheterogenität quasihomogener Mittel"). Alle, 
dIe BereItstellung bestImmter (5ach- und/oder Dienst-) Leistungen verzehrt fehlen für z _ 
sätzliche oder andere. ' u 

E~ tut not, dafür den Blick zu schärfen. Das gelingt dem oben bezeichneten Werk. Es spannt 
semen Bogen VOn .der Fund~.m.entalp~~blematik der Umweltbelastungen und politischen 
Instru~~~ten zu Ihrer BewaltIgung uber Methoden zur angemessenen Qualifizierung, 
Qu.anuflzl~rung und Evaluierung der Kosten und der Nutzen des Umweltschutzes bis hin 
z~ mtern~tlOnalen Aspekten der europäischen Integration sowie nicht zuletzt des Verhält
msses z:Vlsc.he? d~r modernisierten und der sich erst entwickelnden Welt. Dabei greift der 
Autor tu~hug 10 dIe Schatzkammer der Erkenntnisse aus traditioneller und neuester Wirt
schaftswIssenschaft. Eine breit aufgefächerte und tiefschürfende Analyse der ökologischen 
Effekte von Input, Faktorenkombination, Output, Absatz und Genuß der von den Indivi
duen und der Gesellschaft benötigten Leistungen aus ökonomietheoretischer Sicht bildet 
de~n auch das Kernkapitel des in seiner Vollständigkeit, Transparenz und Prägnanz einzig
artIgen Fachbuchs. 

Nich~ allein d!e Studenten der Universität , an der der Autor lehrt, können sich im Hinblick 
auf. die praktIschen Anstrengungen, zu denen der Umweltschutz in fast allen Berufen 
z.wmgt, 10 d.enen sich akademisch unterwiesene Ökonomen heutzutage bewähren müssen 
emer derarugen .Gelegenhe.it, Einbl~~k i.n eins~hlägig: Informationen und deren kompe~ 
t~n~e I.nterpretatIon zu gewmnen, gluckl1ch preIsen. VIelmehr sollten sich damit ebenso all 
dIeJemgen.vertraut machen, die sich längst in solchen Positionen des Erwerbslebens betäti
gen o~er Sich ande~swo darauf vorbereiten, für die der Umweltschutz mehr und mehr eine 
erheblIche Rolle SPIelt und spielen muß . 

I?as trifft nicht zuletzt auf das Verkehrswesen im allgemeinen und auf die marktwirtschaft
lrche Planung von ~rojekten, die die Infrastrukur suprastruktureller Beförderungsvorgänge 
verbessern sollen, 1m besonderen zu. Auch dem damit Befaßten rät die hier erörterte Ver
öffen~lichung d~rchaus im Lichte konträrer Paradigma von zeitgenössischer Konjunktur
the~:le, .sukzes~lve Ph~sen von U~weltschutzprogrammen sorgsam auseinanderzuhalren. 
Tatsachlrch .begmnen dIese nach elOer Auswahl aussichtsreicher Alternativen mit formaler 
~der matenelle~ rmple~en~ieru.ng, um in konkrete Anwendung auf permanente Invesri
~IOns-,. Produknons-, Dlstnbunons- und Konsumtionsprozesse zu münden . Dabei kann 
J~des el~zelne St~di~m auch abstrak.t eigenständige Zusammenhänge aufweisen, so daß in 
emem die Vor-, 10 emem anderen dle Nachteile dominieren. Als vor allem beherzigungs-

Buchbesprechung 253 

bedürftig erscheint die Warnung davor, unberücksichtigt zu lassen, daß per Saldo kürzer
fristig der gewohnte oder der erhoffte Lebensstandard Einbußen erleiden muß, wenn 
Umweltschutz, den die Bevölkerung mit gutem Grund begehrt, Produktionsfaktoren bean
sprucht, die sonst Güter und Dienste des täglichen Bedarfs beschert hätten (55. 334/ 335 und 
343/345). Manch einer mag darob auf Anhieb stutzen: Welchen 5egen kann denn ein 
Umweltschutz, der immerhin prompte Versorgung beeinträchtigt, überhaupt noch stiften? 
Doch gemach, ertragreiche Lektüre erfordert eben unermüdliche Geduld! Der Zweifel des 
zunächst erschrockenen Lesers schwindet, sobald dieser im Kontext moderner Wachstums
theorie erfährt, daß Umweltschutz letztlich .. Rationalisierungserfolge" erringen soll. 
Umweltschutz, der sich anthropologischer Ziele verpflichtet weiß, darf nämlich nicht 
gleichsam als "l'art pour l'art" geschehen, sondern dient mindestens hauptsächlich dazu, 
umwe1tbelastungsbedingte Minderung der Qualität und der Quantität von volkswirtschaft
lichen Produktivkräften zu vereiteln oder rückgängig zu machen (55. 347/348). Verallge
meinert heißt das, daß volkswirtschaftlich rentabler Umweltschutz die Mehrung des Sozial
produkts jedenfall längerfristig nicht verlangsamt, sondern im Gegenteil beschleunigt. 
Bezeichnet Yu das .,unbelastete", Yb das .. belastete" und Ys das "sanierte" Sozialprodukt, 
5 die es schmälernden 5chäden und M die diese bannenden Maßnahmen (jeweils in pretialer 
Terminologie), so gilt definitions gemäß Yb ~ Yu - 5 und Ys ~ Yu - M. Dabei verlangt das 
Postulat volkswirtschaftlicher Rentabilität, daß M hinter S zurückbleibt. Dann aber unter
schreitet Ys zwar Yu, es übertrifft jedoch Yb. Darüber hinaus kann jeder, der die volkswirt
schaftliche Rentabilität von Umweltschutzprogrammen schätzen will, dem Umstand syste
matische Aufmerksamkeit zollen, daß Umweltschutz mindestens häufig mit anderen 
Zwecken konkurriert, indem er einfach dafür sorgt, daß die bewertungstechnische Aufwen
digkeit des jeweiligen Projekts im Sinne von "Opportunitätskosten" sämtliche Nutzen spie
gelt, die projektinduziert verbrauchte Ressourcen alternativ maximal spenden können. 

Gewiß entging schon den Vorklassikern (zumal den .Physiokraten") und den Klassikern der 
theoretischen Nationalökonomie die Bedeutung von Natur und Umwelt für die Vergröße
rung der individuellen und der sozialen Wohlfahrt keineswegs. Dennoch galt lange alles, was 
nicht direkt zu .,Boden, Kapital und Arbeit" gehörte, als "freies Gut", mithin als "kosten
los" . Erst die Wahrnehmung, daß die im wesentlichen hygienischem und medizinischem 
Fortschritt geschuldete Vermehrung der Bevölkerung sowie die Mechanisierung und die 
"Chemisierung" der Produktion überlebenswichtige Angebote von Atrno-, Hydro- und Bio
sphäre verknappen, rückte Natur- und Umweltschutz ins Zentrum allgemeinen Interesses. 
Dessen Pendel schlägt allerdings .,ins andere Extrem" aus, wenn die novitäre Sorge um Natur 
und Umwelt bis in unsere Tage dazu tendiert, sich sogar insoweit schlichthin unvergleichlich 
zu wähnen, als ihrem Objekt endliche Preise zukommen, weil es sich zu anderen Ressourcen 
allenfalls partielllimitational verhält. In verdienstvoller Aktualisierung ehrwürdiger Traditio
nen von Nestoren der Umwelrökonomie wie Arrhur Cecil Pigou und WilJiam Kapp verdeut
licht die äußerst anregende Studie von Professor Dr. Cansier, daß es sich bei der Volkswirt
schaftslehre um eine Wissenschaft handelt, die nicht etwa andere Disziplinen komplementiert 
(im Sinne irrtümlicher Enumerationen wie von "Umweltfreundlichkeit" und "Wirtschaftlich
keit" als Entscheidungskriterien), sondern von solchen teils über Natur, teils über Kultur 
gelieferte Daten und Auskünfte erst rational miteinander kompatibel und aggregierbar 
macht. 

Dr. Erhard Moosmayer, Bonn 


